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Erstes Buch.
Handels stand.

Erster Abschnitt.
Kaufleute.

§. i.

Kaufmann im Sinne dieses Gesetzbuchs ist, wer ein Handelsgewerbe 
betreibt.

Als Handelsgewerbe gilt jeder Gewerbebetrieb, der eine der nachstehend 
bezeichneten Arten von Geschäften zum Gegenstände hat:

1. die Anschaffung und Weiterveräußerung von beweglichen Sachen 
(Waaren) oder Werthpapieren, ohne Unterschied, ob die Waaren un­
verändert oder nach einer Bearbeitung oder Verarbeitung weiter ver­
äußert werden;

2. die Uebernahme der Bearbeitung oder Verarbeitung von Waaren 
für Andere, sofern der Betrieb über den Umfang des Handwerks 
hinausgeht;

3. die Uebernahme von Versicherungen gegen Prämie;
4. die Bankier- und Geldwechslergeschäfte;
6. die Uebernahme der Beförderung von Gütern oder Reisenden zur 

See, die Geschäfte der Frachtführer oder der zur Beförderung von 
Personen zu Lande oder auf Binnengewässern bestimmten Anstalten 
sowie die Geschäfte der Schleppschiffahrtsunternehmer;

6. die Geschäfte der Kommissionäre, der Spediteure oder der Lager­
halter;

7. die Geschäfte der Handlungsagenten oder der Handelsmäkler;
8. die Verlagsgeschäfte sowie die sonstigen Geschäfte des Buch- oder 

Kunsthandels;
9. die Geschäfte der Druckereien, sofern ihr Betrieb über den Umfang 

des Handwerks hinausgeht.
Entw. eines Handelsgesetzbuchs. (Reichstagsvorlage.)
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§• 2.
Ein gewerbliches Unternehmen, das nach Art und Umfang einen in 

kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, gilt, auch wenn 
die Voraussetzungen des §. 1 Abs. 2 nicht vorliegen, als Handelsgewcrbe im 
Sinne dieses Gesetzbuchs, sofern die Firma des Unternehmers in das Handels­
register eingetragen worden ist. Der Unternehmer ist verpflichtet, die Eintragung 
nach den für die Eintragung kaufmännischer Firmen geltenden Vorschriften 
herbeizuführen.

8-3.

Auf den Betrieb der Land- und Forstwirthschaft finden die Vorschriften 
der §§. 1, 2 keine Anwendung.

Ist mit dem Betriebe der Land- und Forstwirthschaft ein Nebengewerbe 
verbunden, so findet auf dieses der §. 2 mit der Maßgabe Anwendung, daß 
der Unternehmer berechtigt, aber nicht verpflichtet ist, die Eintragung in das 
Handelsregister herbeizuführen; werden in dem Nebengewerbe Geschäfte der 
im §. 1 bezeichneten Art geschlossen, so gilt der Betrieb dessenungeachtet nur 
dann als Handelsgewerbe, wenn der Unternehmer von der Befugniß, seine 
Firma gemäß §. 2 in das Handelsregister eintragen zu lassen, Gebrauch 
gemacht hat. Ist die Eintragung erfolgt, so findet eine Löschung der Firma 
nur nach den allgemeinen Vorschriften statt, welche für die Löschung kauf­
männischer Firmen gelten.

8-4.
Die Vorschriften über die Firmen, die Handelsbücher und die Prokura 

finden auf Handwerker sowie auf Personen, deren Gewerbebetrieb nicht über 
den Umfang des Kleingewerbes hinausgeht, keine Anwendung.

Durch eine Vereinigung zum Betrieb eines Gewerbes, auf welches die 
bezeichneten Vorschriften keine Anwendung finden, kann eine offene Handels­
gesellschaft oder eine Kommanditgesellschaft nicht begründet werden.

Die Rechte und Pflichten einer Personenvereinigung, der das Gesetz 
ohne Rücksicht auf den Gegenstand des Unternehmens die Eigenschaft eines 
Kaufmanns beilegt, werden durch die Vorschrift des Abs. 1 nicht berührt.

Die Landesregierungen sind befugt, Bestimmungen zu erlassen, durch 
welche die Grenze des Kleingewerbes auf der Grundlage der nach dem Ge- 
schäftsumsatze bemessenen Steuerpflicht oder in Ermangelung einer solchen 
Besteuerung nach anderen Merkmalen näher festgesetzt wird.

8- 5.
Ist eine Firma im Handelsregister eingetragen, so kann gegenüber dem­

jenigen, welcher sich auf die Eintragung beruft, nicht geltmd gemacht werden, 
daß das unter der Firma betriebene Gewerbe kein Handelsgewerbe sei oder 
daß es zu den im §. 4 Abs. 1 bezeichneten Betrieben gehöre.
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8-6.
Die in Betreff der Kaufleute gegebenen Vorschriften finden auch auf 

die Handelsgesellschaften Anwendung.

8-7.
Durch die Vorschriften des öffentlichen Rechtes, nach welchen die Be- 

fugniß zum Gewerbebetrieb ausgeschlossen oder von gewissen Voraussetzungen 
abhängig gemacht ist, wird die Anwendung der die Kaufleute betreffenden 
Vorschriften dieses Gesetzbuchs nicht berührt.

Zweiter Abschnitt.
Handelsregister.

8.8.
Das Handelsregister wird von den Gerichten geführt.

8-9.
Die Einsicht des Handelsregisters sowie der zum Handelsregister ein­

gereichten Schriftstücke ist Jedem gestattet.
Von den Eintragungen kann eine Abschrift gefordert werden; das Gleiche 

gilt in Ansehung der zum Handelsregister eingereichten Schriftstücke, sofern 
ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird. Die Abschrift ist auf Ver­
langen zu beglaubigen.

Das Gericht hat auf Verlangen eine Bescheinigung darüber zu ertheilen, 
daß bezüglich des Gegenstandes einer Eintragung weitere Eintragungen nicht 
vorhanden sind oder daß eine bestimmte Eintragung nicht erfolgt ist.'

8- 10.

Das Gericht hat die Eintragungen in das Handelsregister durch den 
Deutschen Reichsanzeiger und durch mindestens ein anderes Blatt bekannt zu 
machen. Soweit nicht das Gesetz ein Anderes vorschreibt, werden die Ein­
tragungen ihrem ganzen Inhalte nach veröffentlicht.

Mit dem Ablaufe des Tages, an welchem das letzte der die Bekannt­
machung enthaltenden Blätter erschienen ist, gilt die Bekanntmachung als 
erfolgt.

8- li.
Das Gericht hat jährlich im Dezember die Blätter zu bezeichnen, in 

denen während des nächsten Jahres die im §. 10 vorgesehenen Veröffent­
lichungen erfolgen sollen.
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§• 12.
Die Anmeldungen zur Eintragung in das Handelsregister sowie die zur 

Aufbewahrung bei dem Gerichte bestimmten Zeichnungen von Unterschriften 
sind persönlich bei dem Gerichte zu bewirken oder in öffentlich beglaubigter 
Form einzureichen.

Die gleiche Form ist für eine Vollmacht zur Anmeldung erforderlich. 
Rechtsnachfolger eines Betheiligten haben die Rechtsnachfolge soweit thunlich 
durch öffentliche Urkunden nachzuweisen.

§• 13.
Soweit nicht in diesem Gesetzbuch ein Anderes vorgeschrieben ist, sind die 

Eintragungen in das Handelsregister und die hierzu erforderlichen Anmeldungen 
und Zeichnungen von Unterschriften sowie die sonst vorgeschriebenen Ein­
reichungen zum Handelsregister bei jedem Registergericht, in dessen Bezirke 
der Inhaber der Firma eine Zweigniederlassung besitzt, in gleicher Weise wie 
bei betn Gerichte der Hauptniederlassung zu bewirken.

Eine Eintragung bei dem Gerichte der Zweigniederlassung findet nicht 
statt, bevor nachgewiesen ist, daß die Eintragung bei dem Gerichte der Haupt- 
niederlaffung geschehen ist.

Diese Vorschriften kommen auch zur Anwendung, wenn sich die Haupt- 
niederlaffung im Auslande befindet. Soweit nicht das ausländische Recht eine 
Abweichung erforderlich macht, haben die Anmeldungen, Zeichnungen und Ein­
tragungen bei dem Gerichte der Zweigniederlassung in gleicher Weise zu ge­
schehen, wie wenn sich die Hauptniederlasiung im Jnlande befände.

§• 14.
Wer verpflichtet ist, eine Anmeldung, eine Zeichnung der Unterschrift 

oder eine Einreichung von Schriftstücken zum Handelsregister vorzunehmen, ist 
hierzu von dem Registergerichte durch Ordnungsstrafen anzuhalten. Die 
einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark nicht übersteigen.

§. 15.
Solange eine in das Handelsregister einzutragende Thatsache nicht ein­

getragen und bekannt gemacht ist, kann sie von demjenigen, in dessen An­
gelegenheiten sie einzutragen war, einem Dritten nicht entgegengesetzt werden, 
es sei denn, daß sie diesem bekannt war.

Ist die Thatsache eingetragen und bekannt gemacht worden, so muß ein 
Dritter sie gegen sich gelten lassen, es sei denn, daß er sie weder kannte noch 
kennen mußte.

Für den Geschäftsverkehr mit einer in das Handelsregister eingetragenen 
Zweigniederlassung ist im Sinne dieser Vorschriften die Eintragung und Be­
kanntmachung durch das Gericht der Zweigniederlassung entscheidend.
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§• 16.
Ist durch eine rechtskräftige ober vollstreckbare Entscheidung des Prozeß- 

gerichts die Verpflichtung zur Mitwirkung bei einer Anmeldung zum Handels­
register oder ein Rechtsverhältniß, bezüglich dessen eine Eintragung zu erfolgen 
hat, gegen einen von mehreren bei der Vornahme der Anmeldung Betheiligten 
festgestellt, so genügt zur Eintragung die Anmeldung der übrigen Betheiligten. 
Wird die Entscheidung, auf Grund deren die Eintragung erfolgt ist, auf­
gehoben, so ist dies auf Antrag eines der Betheiligten in das Handelsregister 
einzutragen.

Ist durch eine rechtskräftige oder vollstreckbare Entscheidung des Prozeß­
gerichts die Vornahme einer Eintragung für unzulässig erklärt, so darf die 
Eintragung nicht gegen den Widerspruch desjenigen erfolgen, welcher die Ent­
scheidung erwirkt hat.

Dritter Abschnitt.

Handelsfirma.
§. 17.

Die Firma eines Kaufmanns ist der Name, unter dem er im Handel 
feine Geschäfte betreibt und die Unterschrift abgiebt.

Ein Kaufmann kann unter seiner Firma klagen und verklagt werden.

§. 18.
Ein Kaufmann, der fein Geschäft ohne Gesellschafter oder nur mit einem 

füllen Gesellschafter betreibt, hat feinen Familiennamen mit mindestens einem 
Vornamen als Firma zu führen. Die Abkürzung der Vornamen ist zulässig.

Er darf der Firma keinen Zusatz beifügen, der ein Gesellschaftsoerhält- 
niß andeutet oder sonst geeignet ist, eine Täuschung über die Art oder den 
Umfang des Geschäfts oder die Verhältniffe des Geschäftsinhabers herbei­
zuführen. Zusätze, die zur Unterscheidung der Person oder des Geschäfts 
bienen, sind gestattet.

§• 19.
Die Firma einer offenen Handelsgesellschaft hat den Namen wenigstens 

eines der Gesellschafter mit einem das Vorhandensein einer Gesellschaft an­
deutenden Zusatz oder die Namen aller Gesellschafter zu enthalten.

Die Firma einer Kommanditgesellschaft hat den Namen wenigstens eines 
persönlich haftenden Gesellschafters mit einem das Vorhandensein einer Gesell­
schaft andeutenden Zusatze zu enthalten.

Die Beifügung von Vornamen ist nicht erforderlich.
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Die Namen anderer Personen als der persönlich haftenden Gesellschafter 
dürfen in die Firma einer offenen Handelsgesellschaft oder einer Kommandit­
gesellschaft nicht aufgenommen werden.

§. 20.
Die Firma einer Aktiengesellschaft sowie die Firma einer Kommandit­

gesellschaft auf Aktien ist in der Regel von dem Gegenstände des Unternehmens 
zu entlehnen; die erstere Firma hat außerdem die Bezeichnung „Aktien­
gesellschaft", die letztere Firma die Bezeichnung „Kommanditgesellschaft auf 
Aktien" zu enthalten.

§. 21.
Wer ein bestehendes Handelsgeschäft unter Lebenden oder von Todes­

wegen erwirbt, darf für das Geschäft die bisherige Firma mit oder ohne Bei­
fügung eines das Nachfolgeverhältniß andeutenden Zusatzes fortführen, wenn 
der bisherige Geschäftsinhaber oder dessen Erben in die Fortführung der Firma 
ausdrücklich willigen. Die Verpflichtung einer Aktiengesellschaft oder einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien, die im §. 20 vorgeschriebene Bezeichnung 
in ihre Firma aufzunehmen, wird hierdurch nicht berührt.

Wird ein Handelsgeschäft auf Grund eines Nießbrauchs, eines Pacht­
vertrags oder eines ähnlichen Verhältnisses übernommen, so finden diese Vor­
schriften entsprechende Anwendung.

§• 22.
Die Firma kann nicht ohne das Handelsgeschäft, für welches sie geführt 

wird, veräußert werden.
§. 23.

Wird Jemand in ein bestehendes Handelsgeschäft als Gesellschafter auf- 
gmommen oder tritt ein neuer Gesellschafter in eine Handelsgesellschaft ein 
oder scheidet aus einer solchen ein Gesellschafter aus, so kann ungeachtet dieser 
Veränderung die bisherige Firma fortgeführt werden.

Bei dem Ausscheiden eines Gesellschafters, dessen Name in der Firma 
enthalten ist, bedarf es zur Fortführung der Firma der ausdrücklichen Ein­
willigung des Gesellschafters oder seiner Erben.

§. 24.
Wer ein unter Lebenden erworbenes Handelsgeschäft unter der bisherigen 

Firma mit oder ohne Beifügung eines das NachfolgevcrhälMiß andeutenden 
Zusatzes fortführt, haftet für alle im Betriebe des Geschäfts begründeten Ver­
bindlichkeiten des früheren Inhabers. Die in dem Betriebe begründeten 
Forderungen gelten den Schuldnern gegenüber als auf den Erwerber über­
gegangen, falls der bisherige Inhaber oder seine Erben in die Fortführung 
der Firma gewilligt haben.
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Eine abweichende Vereinbarung ist einem Dritten gegenüber nur wirksam, 
wenn sie in das Handelsregister eingetragen und bekannt gemacht oder von 
dem Erwerber oder dem Veräußerer dem Dritten mitgetheilt worden ist.

Wird die Firma nicht fortgeführt, so haftet der Erwerber eines Handels­
geschäfts für die früheren Geschäftsverbindlichkeiten nur, wenn ein besonderer 
Verpflichtungsgrund vorliegt, insbesondere wenn die Uebernahme der Ver­
bindlichkeiten in handelsüblicher Weise von dem Erwerber bekannt gemacht 
worden ist.

§. 26.
Ist der Erwerber des Handelsgeschäfts auf Grund der Fortführung der 

Firma oder auf Grund der im §. 24 Abs. 3 bezeichneten Bekanntmachung für 
die früheren Geschäftsverbindlichkeiten haftbar, so verjähren die Ansprüche der 
Gläubiger gegen den früheren Inhaber mit dem Ablause von fünf Jahren, 
falls nicht nach den allgemeinen Vorschriften die Verjährung schon früher 
eintritt.

Die Verjährung beginnt im Falle des §. 24 Abs. 1 mit dem Ende des 
Tages, an welchem der neue Inhaber der Firma in das Handelsregister des 
Gerichts. der Hauptniederlassung eingetragen worden ist, im Falle des §. 24 
Abs. 3 mit dem Ende des Tages, an welchem die Kundmachung der Ueber­
nahme stattgefunden hat. Konnte der Gläubiger die Leistung erst in einem 
späteren Zeitpunkte verlangen, so beginnt die Verjährung mit diesem Zeitpunkte.

§• 26.
Wird ein zu einem Nachlasse gehörendes Handelsgeschäft von dem Erben 

fortgeführt, so finden auf die Haftung des Erben für die früheren Geschäfts­
verbindlichkeiten die Vorschriften des §. 24 entsprechende Anwendung.

Die unbeschränkte Haftung nach §. 24 Abs. 1 tritt nicht ein, wenn die 
Fortführung des Geschäfts vor dem Ablauf von drei Monaten nach dem Zeit­
punkt, in welchem der Erbe von dem Anfalle der Erbschaft Kenntniß erlangt 
hat, eingestellt wird. Auf den Lauf der Frist finden die für die Verjährung 
geltenden Vorschriften des §. 206 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende 
Anwendung. Ist bei dem Ablaufe der drei Monate das Recht zur Aus­
schlagung der Erbschaft noch nicht verloren, so endigt die Frist nicht vor dem 
Ablaufe der Ausschlagungsfrist.

§. 27.
Tritt Jemand als persönlich haftender Gesellschafter oder als Kom­

manditist in das Geschäft eines Einzelkaufmanns ein, so haftet die Gesellschaft, 
auch wenn sie die frühere Firma nicht fortführt, für alle int Betriebe des 
Geschäfts entstandenen Verbindlichkeiten des früheren Geschäftsinhabers. Die 
in dem Betriebe begründeten Forderungen gelten den Schuldnern gegenüber 
als auf die Gesellschaft übergegangen.
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Eine abweichende Vereinbarung ist einem Dritten gegenüber nur wirksam, 
wmn sie in das Handelsregister eingetragen und bekannt gemacht oder non 
einem Gesellschafter dem Dritten mitgetheilt worden ist.

§• 28.
Jeder Kaufmann ist verpflichtet, seine Firma und den Ort seiner Handels­

niederlassung bei dem Gericht, in dessen Bezirke sich die Niederlassung befindet, 
zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden; er hat seine Firma zur 
Aufbewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen.

§. 29.
Jede neue Firma muß sich von allen an demselben Orte oder in der­

selben Gemeinde bereits bestehenden und in das Handelsregister eingetragenen 
Firmen deutlich unterscheiden.

Hat ein Kaufmann mit einem bereits eingetragenen Kaufmanne die 
gleichen Vornamen und den gleichen Familiennamen und will auch er sich 
dieser Namen als seiner Firma bedienen, so muß er der Firma einen Zusatz 
beifügen, durch beit sie sich von der bereits eingetragenen Firma deutlich 
unterscheidet.

Besteht an dem Orte oder in der Gemeinde, wo eine Zweigniederlassung 
errichtet wird, bereits eine gleiche eingetragene Firma, so muß der Firma für 
die Zweigniederlassung ein der Vorschrift des Abs. 2 entsprechender Zusatz bei­
gefügt werden.

Durch die Landesregierungen kann bestimmt werden, daß benachbarte 
Orte oder Gemeinden als ein Ort oder als eine Gemeinde im Sinne dieser 
Vorschriften anzusehen sind.

§. 30.
Eine Aenderung der Firma oder ihrer Inhaber sowie die Verlegung der 

Niederlassung an einen anderen Ort ist nach den Vorschriften des §. 28 zur 
Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

Das Gleiche gilt, wenn die Firma erlischt. Kann die Anmeldung des 
Erlöschens einer eingetragenen Firma durch die hierzu Verpflichteten nicht auf 
dem im §. 14 bezeichneten Wege herbeigeführt werden, so hat das Gericht das 
Erlöschen von Amtswegen einzutragen.

§• 31.
Wird über das Vermögen eines Kaufmanns der Konkurs eröffnet, so 

ist dies von Amtswegen in das Handelsregister einzutragen. Das Gleiche gilt 
von der Aufhebung des Eröffnungsbeschlusses sowie von der Einstellung und 
Aufhebung des Konkurses. Eine öffentliche Bekanntmachung der Eintragungen 
findet nicht statt. Die Vorschriften des §. 15 bleiben außer Anwendung.
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§• 32.

Eine juristische Person, deren Eintragung in das Handelsregister mit 
Rücksicht auf den Gegenstand oder auf die Art und den Umfang ihres 
Gewerbebetriebs zu erfolgen hat, ist von sämmtlichen Mitgliedern des Vor­
standes zur Eintragung anzumelden.

Der Anmeldung sind die Satzung der juristischen Person und die 
Urkunden über die Bestellung des Vorstandes in Urschrift oder in öffentlich 
beglaubigter Abschrift beizufügen. Bei der Anmeldung zum Handelsregister 
einer Zweigniederlassung bedarf es der Beifügung der Urkunden über die 
Bestellung des Vorstandes nicht.

Bei der Eintragung sind die Firma und der Sitz der juristischen 
Person, der Gegenstand des Unternehmens und die Mitglieder des Vor­
standes anzugeben. Besondere Bestimmungen der Satzung über die Befugniß 
des Vorstandes zur Vertretung der juristischen Person oder über die Zeitdauer 
des Unternehmens sind gleichfalls einzutragen.

§. 33.

Jede Aenderung der nach §. 32 Abs. 3 einzutragenden Thatsachen oder 
der Satzung, die Auflösung der juristischen Person, falls sie nicht die Folge 
der Eröffnung des Konkurses ist, sowie die Personen der Liquidatoren und 
die besonderen Bestimmungen über ihre Vcrtretungsbefugniß sind zur Ein­
tragung in das Handelsregister anzumelden.

Bei der Eintragung einer Aenderung der Satzung genügt, soweit nicht 
die Aenderung der im §. 32 Absatz 3 bezeichneten Angaben betrifft, die Bezug­
nahme auf die bei dem Gericht eingereichten Urkunden über die Aenderung.

Die Anmeldung hat durch den Vorstand oder, sofern die Eintragung 
erst nach der Anmeldung der ersten Liquidatoren geschehen soll, durch die 
Liquidatoren zu erfolgen.

Die Eintragung gerichtlich bestellter Vorstandsmitglieder oder Liquidatoren 
geschieht von Amiswegen.

§• 34.

Die Mitglieder des Vorstandes und die Liquidatoren einer juristischen 
Person haben ihre Unterschrift zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen.

§. 35.

Ein Unternehmen des Reichs, eines Bundesstaats oder eines inländischen 
Kommunalverbandes braucht nicht in das Handelsregister eingetragen zu 
werden. Erfolgt die Anmeldung, so ist die Eintragung auf die Angabe der 
Firma sowie des Sitzes und des Gegenstandes des Unternehmens zu be­
schränken.
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.§. 36.
Wer eine nach den Vorschriften dieses Abschnitts ihm nicht zustehende 

Firma gebraucht, ist von dem Registergerichte zur Unterlassung des Gebrauchs 
der Firma durch Ordnungsstrafen anzuhalten. Die Höhe der ©trafen bestimmt 
sich nach §. 14 Satz 2.

Wer in seinen Rechten dadurch verletzt wird, daß ein Anderer eine 
Firma unbefugt gebraucht, kann von diesem die Unterlassung des Gebrauchs der 
Firma verlangen. Ein nach sonstigen Vorschriften begründeter Anspruch auf 
Schadensersatz bleibt unberührt.

Vierter Abschnitt.

Harrdels-Lcher.
§. 37.

Jeder Kaufmann ist verpflichtet, Bücher zu führen und in diesen seine 
Handelsgeschäfte und die Lage seines Vermögens nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung ersichtlich zu machen.

Er ist verpflichtet, eine Abschrift (Kopie oder Abdruck) der abgesendeten 
Handelsbriefe zurückzubehalten und diese Abschriften sowie die empfangenen 
Handelsbriefe geordnet aufzubewahren.

§. 38.
Jeder Kaufmann hat bei dem Beginne seines Handelsgewerbes seine 

Grundstücke, seine Forderungen und Schulden, den Betrag seines baaren 
Geldes und seine sonstigen Vermögensgegenstände genau zu verzeichnen, dabei 
den Werth der einzelnm Vermögensgegenstände anzugeben und einen das 
Verhältniß des Vermögens und der Schulden darstellenden Abschluß zu 
machen.

Er hat demnächst für den Schluß eines jeden Geschäftsjahrs ein 
solches Inventar und eine solche Bilanz aufzustellen ; die Dauer des Geschäfts­
jahrs darf zwölf Monate nicht überschreiten. Die Aufstellung des Inventars 
und der Bilanz ist innerhalb der einem ordnungsmäßigen Geschäftsgang ent­
sprechenden Zeit zu bewirken.

Hat der Kaufmann ein Waarenlager, bei dem nach der Beschaffenheit 
des Geschäfts die Aufnahme des Inventars nicht füglich in jedem Jahre ge­
schehen kann, so genügt es, wenn sie alle zwei Jahre erfolgt. Die Ver­
pflichtung zur jährlichen Aufstellung der Bilanz wird hierdurch nicht 
berührt.
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§• 39.
Die Bilanz ist in Reichswährung aufzustellen.
Bei der Aufstellung des Inventars und der Bilanz sind sämmtliche 

Vermögensgegenstände und Schulden nach dem Werthe anzusetzen, der ihnen 
in dem Zeitpunkte beizulegen ist, für welchen die Aufstellung stattfindet.

Zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem wahrscheinlichen Werthe an­
zusetzen, uneinbringliche Forderungen abzuschreiben.

§• 40.
Das Inventar und die Bilanz sind von dem Kaufmanns zu unter­

zeichnen. Sind mehrere persönlich haftende Gesellschafter vorhanden, so haben 
sie alle zu unterzeichnen.

Das Inventar und die Bilanz können in ein dazu bestimmtes Buch 
eingeschrieben oder jedesmal besonders aufgestellt werden. Im letzteren Falle 
sind sie zu sammeln und in zusammenhängender Reihenfolge geordnet auf­
zubewahren.

§. 41.
Unberührt bleibt bei einem Unternehmen des Reichs, eines Bundes­

staats oder eines inländischen Kommunalverbandes die Befugniß der Ver­
waltung, die Rechnungsabschlüsse in einer von den Vorschriften der §§. 38 
bis 40 abweichenden Weise vorzunehmen.

8- 42.
Bei der Führung der Handelsbücher und bei den sonst erforderlichen 

Aufzeichnungen hat sich der Kaufmann einer lebenden Sprache und der Schrift­
zeichen einer solchen zu bedienen.

Die Bücher sollen gebunden und Blatt für Blatt oder Seite für Seite 
mit fortlaufenden Zahlen versehen sein.

An Stellen, die der Regel nach zu beschreiben sind, dürfen keine leeren 
Zwischenräume gelassen werden. Der ursprüngliche Inhalt einer Eintragung 
darf nicht mittelst Durchstreichens oder auf andere Weise unleserlich gemacht, es 
darf nichts radirt, auch dürfen solche Veränderungen nicht vorgenommen 
werden, deren Beschaffenheit es ungewiß läßt, ob sie bei der ursprünglichm Ein­
tragung oder erst später gemacht worden sind.

.§. 43.
Die Kaufleute sind verpflichtet, ihre Handelsbücher bis zum Ablaufe 

von zehn Jahren, von dem Tage der darin vorgenommenen letzten Eintragung 
an gerechnet, aufzubewahren.

Dasselbe gilt in Ansehung der empfangenen Handelsbriefe und der Ab­
schriften der abgesendeten Handelsbriefe sowie in Ansehung der Jnventare und 
Bilanzen.
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§. 44.
Im Laufe eines Rechtsstreits kann das Gericht auf Antrag oder von 

Amtswegen die Vorlegung der Handelsbücher einer Partei anordnen.
Die Vorschriften der Civilprozeßordnung über die Verpflichtung des 

Prozeßgegners zur Vorlegung von Urkunden bleiben unberührt.

§• 45.
Werden in einem Rechtsstreite Handelsbücher vorgelegt, so ist von 

chrem Inhalte, soweit er den Streitpunkt betrifft, unter Zuziehung der 
Parteien Einsicht zu nehmen und geeignetenfalls ein Auszug zu fertigen. Der 
übrige Inhalt der Bücher ist dem Gericht insoweit offen zu legen, als es zur 
Prüfung ihrer ordnungsmäßigen Führung nothwendig ist.

§. 46.
Bei Vermögensauseinandersetzungen, insbesondere in Erbschafts-, Güter­

gemeinschafts- und Gesellschaftstheilungssachen, kann das Gericht die Vor­
legung der Handelsbücher zur Kenntnißnahme von ihrem ganzen Inhalt an­
ordnen.

fünfter Abschnitt.
Prokura uud Handlungsvollmacht.

§. 47.
Die Prokura kann nur von dem Inhaber des Handelsgeschäfts oder seinem 

gesetzlichen Vertreter und nur mittelst ausdrücklicher Erklärung ertheilt werden.
Die Ertheilung kann an mehrere Personen gemeinschaftlich erfolgen 

(Gesammtprokura).
§. 48.

Die Prokura ermächtigt zu allen Arten von gerichtlichen und außer­
gerichtlichen Geschäften und Rechtshandlungen, die der Betrieb eines Handels­
gewerbes mit sich bringt.

Zur Veräußerung und Belastung von Grundstücken ist der Prokurist 
nur ermächtigt, wenn ihm diese-Befugniß besonders ertheilt ist.

§- 49.
Eine Beschränkung des Umfanges der Prokura ist Dritten gegenüber 

unwirksam.
Dies gilt insbesondere von der Beschränkung, daß die Prokura nur für 

gewisse Geschäfte oder gewisse Arten von Geschäften oder nur unter gewissen 
Umständen oder für eine gewisse Zeit oder an einzelnen Orten ausgeübt 
werden soll.
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Eine Beschränkung der Prokura auf den Betrieb einer von mehreren 
Niederlaffungen des Geschäftsinhabers ist Dritten gegenüber nur wirksam, 
wenn die Niederlassungen unter verschiedenen Firmen betrieben werden. Eine 
Verschiedenheit der Firmen im Sinne dieser Vorschrift wird auch dadurch 
begründet, daß für eine Zweigniederlassung der Firma ein Zusatz beigefügt 
wird, der sie als Firma der Zweigniederlassung bezeichnet.

§. 50.
Die Prokura ist ohne Rücksicht auf das der Ertheilung zu Grunde 

liegende Rechtsverhältniß jederzeit widerruflich, unbeschadet des Anspruchs auf 
die vertragsmäßige Vergütung.

Die Prokura erlischt nicht durch den Tod des Inhabers des Handels­
geschäfts.

§. 51.
Der Prokurist hat in der Weise zu zeichnen, daß er der Firma seinen 

Namen mit einem die Prokura andeutenden Zusatze beifügt.

§• 52.
Die Ertheilung der Prokura ist von dem Inhaber des Handelsgeschäfts 

zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Ist die Prokura als 
Gesammtprokura ertheilt, so muß auch dies zur Eintragung angemeldet 
werden.

Der Prokurist hat die Firma nebst seiner Namensunterschrift zur Auf­
bewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen.

Das Erlöschen der Prokura ist in gleicher Weise wie die Ertheilung zur 
Eintragung anzumelden.

§• 53.
Ist Jemand ohne Ertheilung der Prokura zum Betrieb eines Handels­

gewerbes oder zur Vornahme einer bestimmten zu einem Handelsgewerbe ge­
hörigen Art von Geschäften oder zur Vornahme einzelner zu einem Handels­
gewerbe gehöriger Geschäfte ermächtigt, so erstreckt sich die Vollmacht (Hand­
lungsvollmacht) auf alle Geschäfte und Rechtshandlungen, die der Betrieb 
eines derartigen Handelsgewerbes oder die Vornahme derartiger Geschäfte ge­
wöhnlich mit sich bringt.

Zur Veräußerung oder Belastung von Grundstücken, zur Eingehung von 
Wechselverbindlichkeiten, zur Aufnahme von Darlehen und zur Prozeßführung 
ist der Handlungsbevollmächtigte nur ermächtigt, wenn ihm eine solche Befug- 
niß besonders ertheilt ist.

Sonstige Beschränkungen der Handlungsvollmacht braucht ein Dritter 
nur dann gegen sich gelten zu lassen, wenn er sie kannte oder kennen mußte.
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§. 64.
Die Vorschriften des §. 63 finden auch auf Handlungsbevollmächtigte 

Anwendung, die als Handlungsreisende zur Vornahme von Geschäften an 
Orten verwendet werden, an denen sich eine Niederlassung des Geschäfts­
inhabers nicht befindet.

Die Reisenden gelten insbesondere für ermächtigt, den Kaufpreis aus 
den von ihnen abgeschlossenen Verkäufen einzuziehen und dafür ZahlungS- 
fristen zu bewilligen.

Die Anzeige von Mängeln einer Waare, die Erklärung, daß eine Waare 
zur Verfügung gestellt werde, sowie andere Erklärungen solcher Art können 
dem anwesenden Reisenden gegenüber abgegeben werden.

§. 55.
Wer in einem Laden oder in einem offenen Waarenlager angestellt 

ist, gilt als ermächtigt zu Verkäufen und Empfangnahmen, die in einem 
derartigen Laden oder Waarenlager gewöhnlich geschehen.

8.56.
Der Handlungsbevollmächtigte hat sich bei der Zeichnung jebeö eine 

Prokura andeutenden Zusatzes zu enthalten; er hat mit einem das VollmachtS- 
verhältniß ausdrückenden Zusatze zu zeichnen.

8-57.
Der Prokurist oder der Handlungsbevollmächtigte kann ohne Zustimmung 

des Inhabers des Handelsgeschäfts seine Prokura oder Handlungsvollmacht 
auf einen Anderen nicht übertragen.

Sechster Abschnitt.
HandlimgogelMfeil und H andlungslehrlinge.

8-58.
Wer in einem Handelsgewerbe zur Leistung kaufmännischer Dienste gegen 

Entgelt angestellt ist (Handlungsgehülfe), hat, soweit nicht besondere Verein­
barungen über die Art und den Umfang seiner Dienstleistungen oder über die 
ihm zukommende Vergütung getroffen sind, die dem Ortsgebrauch enffprechenden 
Dienste zu leisten sowie die dem Ortsgcbrauch entsprechende Vergütung zu be­
anspruchen. In Ermangelung eines Ortsgebrauchs gelten die den Umständen 
nach angemessenen Leistungen als vereinbart.
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§•69.
Der Handlungsgehülfe darf ohne Einwilligung des Prinzipals weder 

ein Handelsgewerbe betreiben noch in dem Handelszweige des Prinzipals für 
eigene oder fremde Rechnung Geschäfte machen.

Die Einwilligung zum Betrieb eines Handelsgewerbes gilt als ertheilt, 
wenn dem Prinzipal bei der Anstellung des Gehülfen bekannt ist, daß er das 
Gewerbe betreibt, und der Prinzipal die Aufgabe des Betriebs nicht aus­
drücklich vereinbart.

§.60.
Verletzt der Handlungsgehülfe die ihm nach §. 69 obliegende Verpflichtung, 

so kann der Prinzipal Schadensersatz fordern; er kann statt dessen verlangen, 
daß der Handlungsgehülfe die für eigene Rechnung gemachten Geschäfte als 
für Rechnung des Prinzipals eingegangen gelten lasse und die aus Geschäften 
für fremde Rechnung bezogene Vergütung herausgebe oder seinen Anspruch 
auf die Vergütung abtrete.

Die Ansprüche verjähren in drei Monaten von dem Zeitpunkt an, in 
welchem der Prinzipal Kenntniß von dem Abschlüsse des Geschäfts erlangt; sie 
verjähren ohne Rücksicht auf diese Kenntniß in fünf Jahren von dem Abschlüsse 
des Geschäfts an.

§. 61.
Der Prinzipal ist verpflichtet, die Geschäftsräume und die für beit Geschäfts­

betrieb bestimmten Vorrichtungen und Geräthschaften so einzurichten und zu 
unterhalten, auch den Geschäftsbetrieb so zu regeln, daß der Handlungsgehülfe 
gegen eine Gefährdung seiner Gesundheit, soweit die Natur des Betriebs es 
gestattet, geschützt und die Aufrechterhaltung der guten Sitten und des An­
standes gesichert ist.

Ist der Handlungsgehülfe in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen, 
so hat der Prinzipal in Ansehung des Wohn- und Schlafraums, der Ver­
pflegung sowie der Arbeits- und Erholungszeit diejenigen Einrichtungen und 
Anordnungen zu treffen, welche mit Rücksicht auf die Gesundheit, die Sittlich­
keit und die Religion des Handlungsgehülfen erforderlich sind.

Erfüllt der Prinzipal die ihm in Ansehung des Lebens und der Gesundheit 
des Handlungsgehülfen obliegenden Verpflichtungen nicht, so finden auf seine 
Verpflichtung zum Schadensersätze die für unerlaubte Handlungen geltenden 
Vorschriften der §§. 842 bis 846 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende 
Anwmdung.

Die dem Prinzipal hiernach obliegenden Verpflichtungen können nicht 
tut voraus durch Vertrag aufgehoben oder beschränkt werden.

§.62.
Wird der Handlungsgehülfe durch unverschuldetes Unglück an der Leistung 

der Dienste verhindert, so behält er seinen Anspruch auf Gehalt und Unter­
halt, jedoch nicht über die Dauer von sechs Wochen hinaus.
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Der Handlungsgehülfe muß sich den Betrag anrechnen lassen, welcher 
chm für die Zeit der Verhinderung aus einer auf Grund gesetzlicher Ver­
pflichtung bestehenden Kranken- oder Unfallversicherung zukommt.

8-63.
Die Zahlung des dem Handlungsgehülfen zukommenden Gehaltes hat 

am Schluffe jedes Monats zu erfolgen.

§. 64.
Ist bedungen, daß der Handlungsgehülfe für Geschäfte, b:e von ihm 

geschloffen oder vermittelt werden, Provision erhalten solle, so finden die für 
die Handlungsagenten geltenden Vorschriften des §. 86 und des §. 89 Satz 1 
Anwendung.

§. 65.
Das Dienstverhältniß zwischen dem Prinzipal und dem Handlungs­

gehülfen kann, wenn es für unbestimmte Zeit eingegangen ist, von jedem 
Theile für den Schluß eines Kalendervierteljahrs unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von sechs Wochen gekündigt werden.

§• 66.
Wird durch Vertrag eine kürzere oder längere Kündigungsfrist bedungen, 

so muß sie für beide Theile gleich sein; sie darf nicht weniger als einen Monat 
betragen.

Die Kündigung kann nur für den Schluß eines Kalendermonats zu­
gelassen werden.

Die Vorschriften des Abs. 1 finden auch in dem Falle Anwendung, wenn 
das Dienstverhältniß für bestimmte Zeit mit der Vereinbarung eingegangen 
wird, daß es in Ermangelung einer vor dem Ablaufe der Vertragszeit erfolgten 
Kündigung als verlängert gelten soll.

Eine Vereinbarung, die diesen Vorschriften zuwiderläuft, ist nichtig.

§• 67.
Die Vorschriften des §. 66 finden keine Anwendung, wenn der Handlungs­

gehülfe ein Gehalt von mindestens fünftausend Mark für das Jahr bricht.
Sie bleiben ferner außer Anwendung, wenn der Handlungsgehülfe für 

eine außereuropäische Handelsniederlaffung angenommen ist und nach dein 
Vertrage der Prinzipal für den Fall, daß er das Dienstverhältniß kündigt, 
die Kosten der Rückreise des Handlungsgehülfen zu tragen hat.

§. 68.
Wird ein Handlungsgehülfe nur zu vorübergehender Aushülfe an­

genommen, so finden die Vorschriften des §. 66 keine Anwendung, es sei denn,
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daß das Dienstverhältniß über die Zeit von drei Monaten hinaus fortgesetzt 
wird. Die Kündigungsfrist muß jedoch auch in einem solchen Falle für beide 
Theile gleich sein.

§• 69.
Das Dienstverhältniß kann von jedem Theile ohne Einhaltung einer 

Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.
Wird die Kündigung durch vertragswidriges Verhalten des anderen 

Theiles veranlaßt, so ist dieser zum Ersätze des durch die Aufhebung des 
Dienstverhältnisses entstehenden Schadens verpflichtet.

§. 70.

Als ein wichtiger Grund, der den Handlungsgehülfen zur Kündigung 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt, ist es, sofern nicht besondere 
Umstände eine andere Beurtheilung rechtfertigen, namentlich anzusehen:

1. wenn der Handlungsgehülfe zur Fortsetzung seiner Dienste un­
fähig wird;

2. wenn der Prinzipal den Gehalt oder den gebührenden Unterhalt 
nicht gewährt;

3. wenn der Prinzipal den ihm nach §. 61 obliegenden Verpflichtungen 
nachzukommen verweigert;

4. wenn sich der Prinzipal Thätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen 
gegen dm Handlungsgehülfen zu Schulden kommen läßt.

§. 71.
Als ein wichtiger Grund, der den Prinzipal zur Kündigung ohne Ein­

haltung einer Kündigungsfrist berechtigt, ist es, sofern nicht besondere Umstände 
eine andere Beurtheilung rechtfertigen, namentlich anzusehm:

1. wenn der Handlungsgehülfe int Dienste untreu ist oder das Ver­
trauen mißbraucht oder die ihm nach §. 59 obliegende Verpflichtung 
verletzt;

2. wenn er seinen Dienst während einer den Umständen nach erheblichen 
Zeit unbefugt verläßt oder sich beharrlich weigert, seinen Dienst­
verpflichtungen nachzukommen;

3. wenn er durch anhaltende Krankheit, durch eine längere Freiheits­
strafe oder Abwesenheit oder durch eine, die Zeit von acht Wochen 
übersteigende militärische Dienstleistung an der Verrichtung seiner 
Dienste verhindert wird;

4. wenn er sich Thätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegen den 
Prinzipal zu Schulden kommen läßt.

Erfolgt die Kündigung, weil der Handlungsgehülfe durch unverschuldetes 
Unglück längere Zeit an der Verrichtung seiner Dienste verhindert ist, so wird 
dadurch der im §. 62 bezeichnete Anspruch des Gehülfen nicht berührt.

Entw. eines Handelsgesetzbuchs. (Reichitagsvarlage.) 2
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§• 72.

Bei dem Abgänge kann der Handlungsgehülfe ein schriftliches Zeugniß 
über die Art und Dauer der Beschäftigung fordern. Das Zeugniß ist auf 
Verlangen des Handlungsgehülfen auch auf die Führung und die Leistungen 
auszudehnen.

Aüf Antrag des Handlungsgehülfen hat die Ortspolizeibehörde das 
Zeugniß kosten- und stempelfrei zu beglaubigen.

§. 73.
Eine Vereinbarung zwischen dem Prinzipal und dem Handlungsgehülfen, 

durch welche dieser für die Zeit nach der Beendigung des Dienstverhältnisses 
in seiner gewerblichen Thätigkeit beschränkt wird, ist für den Handlungs- 
gehülfeu nur insoweit verbindlich, als die Beschränkung nach Zeit, Ort und 
Gegenstand nicht die Grenzen überschreitet, durch welche eine unbillige Er­
schwerung des Fortkommens des Handlungsgehülfen ausgeschlossen wird.

Die Vereinbarung ist nichtig, wenn der Handlungsgehülfe zur Zeit des 
Abschlusses minderjährig ist.

§• 74.
Kündigt der Prinzipal das Dienstverhältniß, ohne daß ein von ihm 

nicht verschuldeter erheblicher Anlaß vorliegt, oder giebt er durch vertrags­
widriges Verhalten dem Handlungsgehülfm Grund, das Dienstverhältniß 
gemäß den Vorschriften der §§. 69, 70 aufzulösen, so kann er aus einer 
Vereinbarung der im §. 73 bezeichneten Art Ansprüche nicht geltend 
machen.

Hat der Handlungsgehülfe für den Fall, daß er die in der Vereinbarung 
übernommene Verpflichtung nicht erfüllt, eine Strafe versprochen, so kann der 
Prinzipal nur die verwirkte Strafe verlangen; der Anspruch auf Erfüllung 
oder auf Ersatz eines weiteren Schadens ist ausgeschlossen. Die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Herabsetzung einer unverhältnißmäßig 
hohen Vertragsstrafe bleiben unberührt.

Vereinbarungen, welche diesen Vorschriften zuwiderlaufen, sind nichtig.

§• 75.
Die Vorschriften der §§. 59 bis 62, 73, 74 finden auch auf Handlungs­

lehrlinge Anwendung.
Der Lehrherr ist verpflichtet, dafür zu sorgen, daß der Lehrling in den 

bei dem Betriebe des Geschäfts vorkommenden kaufmännischen Arbeiten unter­
wiesen wird; er hat die Ausbildung des Lehrlings entweder selbst oder durch 
einen geeigneten, ausdrücklich dazu bestimmten Vertreter zu leiten. Die Unter­
weisung hat in der durch den Zweck der Ausbildung gebotenen Reihenfolge 
und Ausdehnung zu geschehen.
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Der Lehrherr darf dem Lehrlinge die zu seiner Ausbildung erforderliche 
Zeit und Gelegenheit durch Verwendung zu anderen Dienstleistungen nicht 
entziehen; auch hat er ihm die zum Besuche des Gottesdienstes an Sonntagen 
und Festtagen erforderliche Zeit und Gelegenheit zu gewähren. Er hat den 
Lehrling zur Arbeitsamkeit und zu guten Sitten anzuhalten.

In Betreff der Verpflichtung des Lehrherrn, dem Lehrlinge die zum 
Besuch einer Fortbildungsschule erforderliche Zeit zu gewähren, bewendet es 
Lei den Vorschriften des §. 120 der Gewerbeordnung.

§. 76.
Die Dauer der Lehrzeit bestimmt sich nach dem Lehrvertrag, in Er­

mangelung vertragsmäßiger Festsetzung nach den örtlichen Verordnungen oder 
j>em Ortsgebrauche.

Das Lehrverhältniß kann, sofern nicht eine längere Probezeit vereinbart 
ist, während des ersten Monats nach dem Beginne der Lehrzeit ohne Ein­
haltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden. Eine Vereinbarung, nach 
der die Probezeit mehr als drei Monate betragen soll, ist nichtig.

Nach dem Ablaufe der Probezeit finden auf die Kündigung des Lehr­
verhältnisses die Vorschriften der §§. 69 bis 71 Anwendung. Als ein wichtiger 
Grund zur Kündigung durch den Lehrling ist es insbesondere auch anzusehen, 
wenn der Lehrherr seine Verpflichtungen gegen den Lehrling in einer dessen 
Gesundheit, Sittlichkeit oder Ausbildung gefährdenden Weise vernachlässigt.

Im Falle des Todes des Lehrherrn kann das Lehrverhältniß innerhalb 
eines Monats ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden.

§• 77.
Wird von betn gesetzlichen Vertreter des Lehrlings oder, sofern dieser 

volljährig ist, von ihm selbst dem Lehrherrn die schriftliche Erklärung ab­
gegeben, daß der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder zu einem anderen 
Beruf übergehen werde, so endigt, wenn nicht der Lehrling früher entlassen 
wird, das Lehrverhältniß nach dem Ablauf eines Monats.

Tritt der Lehrling der abgegebenen Erklärung zuwider vor dem Ablaufe 
von neun Monaten nach der Beendigung des Lehrverhältnisses in ein anderes 
Geschäft als Handlungslehrling oder als Handlungsgehülfe ein, so ist er dem 
Lehrherrn zum Ersätze des diesem durch die Beendigung des Lehrverhältniffes 
entstandenen Schadens verpflichtet. Mit ihm haftet als Gesammtschuldner 
der neue Lehrherr oder Prinzipal, sofern er von dem Sachverhalte 
Kenntniß hatte.

§• 78.
Ansprüche wegen unbefugten Austritts aus der Lehre kann der Lehrherr 

gegen den Lehrling nur geltend machen, wenn der Lehrvertrag schriftlich ge­
schlossen ist.
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§• 79.
- Bei der Beendigung des Lehrverhältniffes hat der Lehrherr dem Lehrling 
ein schriftliches Zeugniß über die Dauer der Lehrzeit und die während dieser 
erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten sowie über sein Betragen auszustellen.

Auf Antrag des Lehrlings hat die Ortspolizeibehörde das Zeugniß 
kosten- und stempelfrei zu beglaubigen.

§. 80.
Personen, die nicht im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sind, dürfen 

Handlungslehrlinge weder halten noch sich mit der Anleitung von Handlungs­
lehrlingen befassen. Der Lehrherr darf solche Personen zur Anleitung von 
Handlungslehrlingen nicht verwenden.

Die Entlassung von Handlungslehrlingen, welche diesem Verbote zuwider 
beschäftigt werden, kann von der Polizeibehörde erzwungen werden.

§. 81.
Hinsichtlich der Personen, welche in dem Betrieb eines HandelsgewerbeS 

andere als kaufmännische Dienste leisten, bewendet es bei den für das Arbeits­
verhältniß dieser Personen geltenden Vorschriften.

Siebenter Abschnitt.

§. 82.
Wer, ohne als Handlungsgehülfe angestellt zu sein, ständig damit betraut 

ist, für das Handelsgewerbe eines Anderen Geschäfte zu vermitteln oder im 
Namen des Anderen abzuschließen (Handlungsagent), hat bei seinen Ver­
richtungen das Interesse des Geschäftsherrn mit der Sorgfalt eines ordent­
lichen Kaufmanns wahrzunehmen.

Er ist verpflichtet, dem Geschäftsherrn die erforderlichen Nachrichten zu 
geben, namentlich ihm von jedem Geschäftsabschluß unverzüglich Anzeige zu. 
machen.

§• 83.
Hat ein Handelsagent, der nur mit der Vermittelung von Geschäften 

betraut ist, ein Geschäft im Namen des Geschäftsherrn mit einem Dritten 
abgeschlossen, so gilt es als von dem Geschäftsherrn genehmigt, wenn dieser 
nicht unverzüglich, nachdem er von betn Abschlüsse Kenntniß erlangt hat, dem 
Dritten gegenüber erklärt, daß er das Geschäft ablehne.
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§. 84.
Zur Annahme von Zahlungen für den Geschäftsherrn sowie zur nach­

träglichen Bewilligung von Zahlungsfristen ist der Handelsagent nur befugt, 
wenn ihm die Ermächtigung dazu besonders ertheilt ist.

Die Anzeige von Mängeln einer Waare, die Erklärung, daß eine Waare 
zur Verfügung gestellt werde, sowie andere Erklärungen solcher Art können 
dem Handlungsagenten gegenüber abgegeben werden.

§• 85.
Ist der Handlungsagent als Handlungsreisender thätig, so finden die 

Vorschriften des §. 54 Anwendung.

§. 86.
Soweit nicht über die dem Handlungsagenten zu gewährende Ver­

gütung ein Anderes vereinbart ist, gebührt ihm eine Provision für jedes zur 
Ausführung gelangte Geschäft, welches durch seine Thätigkeit zu Stande ge­
kommen ist. Besteht die Thätigkeit des Handlungsagenten in der Vermittelung 
oder Abschließung von Verkäufen, so ist int Zweifel der Anspruch auf die 
Provision erst nach dem Eingänge der Zahlung und nur nach dem Verhältnisse 
des eingegangenen Betrags erworben.

Ist die Ausführung eines Geschäfts in Folge des Verhaltens des 
Geschäftsherrn ganz oder theilweise unterblieben, ohne daß hierfür wichtige 
Gründe in der Person desjenigen vorlagen, mit welchem das Geschäft ab­
geschlossen ist, so hat der Handlungsagent die volle Provision zu beanspruchen.

Ist die Höhe der Provision nicht bestimmt, so ist die übliche Provision 
zu entrichten.

Die Abrechnung über die zu zahlenden Provisionen findet, soweit nicht 
ein Anderes vereinbart ist, am Schlüsse eines jeden Kalenderhalbjahrs statt.

§. 87.
Ist der Handlungsagent ausdrücklich für einen bestimmten Bezirk bestellt, 

so gebührt ihm die Provision im Zweifel auch für solche Geschäfte, welche in 
dem Bezirk ohne seine Mitwirkung durch den Geschäftsherrn oder für diesen 
geschlossen sind.

§. 88.
Für die im regelmäßigen Geschäftsbetrieb entstandenen Unkosten und 

Auslagen kann der Handlungsagent in Ermangelung einer entgegenstehenden 
Vereinbarung oder eines abweichenden Handelsgebrauchs Ersatz nicht ver­
langen.

§• 89.
Der Handlungsagent kann bei der Abrechnung mit dem Geschäftsherrn 

die Mttheilung eines Buchauszugs über die durch seine Thätigkeit zu Stande
2*
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gekommenen Geschäfte fordern. Das gleiche Recht steht ihm in Ansehung 
solcher Geschäfte zu, für die ihm nach §. 87 die Provision gebührt.

§• 90.
Das Vertragsverhältniß zwischen dem Geschäftsherrn und dem Hand­

lungsagenten kann, wenn es für unbestimmte Zeit eingegangen ist, von jedem 
Theile für den Schluß eines Kalendervierteljahrs unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von sechs Wochen gekündigt werden.

Das Vertragsverhältniß kann von jedem Theile ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

Achter Abschnitt.
Harrdelsrniikler.

§. 91.
Wer gewerbsmäßig für andere Personen, ohne von ihnen auf Grund 

eines Vertragsverhältniffes ständig damit betraut zu sein, die Vermittelung 
von Verträgen über Anschaffung oder Veräußerung von Waaren oder Werth­
papieren, über Versicherungen, Güterbeförderungen, Bodmerei, Schiffsmiethe 
oder sonstige Gegenstände des Handelsverkehrs übernimmt, hat die Rechte und 
Pflichten eines Handelsmäklers.

Auf die Vermittelung anderer als der bezeichneten Geschäfte, insbesondere 
auf die Vermittelung von Geschäften über unbewegliche Sachen, finden, auch 
wenn die Vermittelung durch einen Handelsmäkler erfolgt, die Vorschriften 
dieses Abschnitts keine Anwendung.

§. 92.
Der Handelsmäkler hat, sofern nicht die Parteien ihm dies erlassen oder 

der Ortsgebrauch mit Rücksicht auf die Gattung der Waare davon entbindet, 
unverzüglich nach dem Abschlüsse des Geschäfts jeder Partei eine von ihm 
unterzeichnete Schlußnote zuzustellen, welche die Parteien, den Gegenstand 
und die Bedingungen des Geschäfts, insbesondere bei Verkäufen von Waaren 
oder Werthpapieren deren Gattung und Menge sowie den Preis und die Zeit 
der Lieferung, enthält.

Bei Geschäften, die nicht sofort erfüllt werden sollen, ist die Schlußnote 
den Parteien zu ihrer Unterschrift zuzustellen und jeder Partei die von der 
anderen unterschriebene Schlußnote zu übersenden.

Verweigert eine Partei die Annahme oder Unterschrift der Schlußnote, 
so muß der Handelsmäkler davon der anderen Partei unverzüglich Anzeige 
machen.
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§• 93.
Nimmt eine Partei eine Schlußnote an, in der sich der Handelsmäkler 

die Bezeichnung der anderen Partei vorbehalten hat, so ist sie an das Geschäft 
mit der Partei, welche ihr nachträglich bezeichnet wird, gebunden, es sei denn, 
daß gegen diese begründete Einwendungen zu erheben sind.

Die Bezeichnung der anderen Partei muß innerhalb der ortsüblichen 
Frist, in Ermangelung einer solchen innerhalb einer den Umständen nach an­
gemessenen Frist erfolgen.

Unterbleibt die Bezeichnung oder sind gegen die bezeichnete Person oder 
Firma begründete Einwendungen zu erheben, so ist die Partei befugt, den 
Handelsmäkler auf die Erfüllung des Geschäfts in Anspruch zu nehmen. Der 
Anspruch ist ausgeschlosien, weitn sich die Partei auf die Aufforderung des 
Handelsmäklers nicht unverzüglich darüber erklärt, ob sie Erfüllung verlange.

§. 94.
Der Handelsmäkler muß, sofern nicht die Parteien ihm dies erlassen 

oder der Ortsgebrauch mit Rücksicht auf die Gattung der Waare davon ent­
bindet, von jeder durch seine Vermittelung nach Probe verkauften Waare die 
Probe, falls sic ihm übergeben ist, so lange aufbewahren, bis die Waare ohne 
Einwendung gegen ihre Beschaffenheit angenommen oder das Geschäft in 
anderer Weise erledigt wird. Er hat die Probe durch ein Zeichen kenntlich 
ztr machen.

8- 95.
Der Handelsmäkler gilt in Ermangelung eines abweichenden Orts­

gebrauchs nicht als ermächtigt, eine Zahlung oder eine andere im Vertrage 
bedungene Leistung in Empfang zu nehmen.

§• 96.
Der Handelsmäkler haftet jeder der beiden Parteien für den durch sein 

Verschulden entstehenden Schaden.

§. 97.
Ist unter den Parteien nichts darüber vereinbart, wer den Mäklerlohn 

bezahlen soll, so ist er in Ermangelung eines abweichenden Ortsgebrauchs von 
jeder Partei zur Hälfte zu entrichten.

§. 98.
Der Handelsmäkler ist verpflichtet, ein Tagebuch zu führen und in dieses 

alle abgeschlossenen Geschäfte täglich einzutragen. Die Eintragungen sind nach 
der Zeitfolge zu bewirken; sie haben die im §. 92 Abs. 1 bezeichneten Angaben 
zu enthalten. Das Eingetragene ist von dem Handelsmäkler täglich zu 
unterzeichnen.
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Die Vorschriften der §§. 42, 43 über die Einrichtung und Aufbewahrung 
der Handelsbücher finden auf das Tagebuch des Handelsmäklers Anwendung.

§• 99.
Der Handelsmäkler ist verpflichtet, den Parteien jederzeit auf Verlangen 

Auszüge aus dem Tagebuche zu geben, die von ihm unterzeichnet sind und 
Alles enthalten, was von ihm in Ansehung des vermittelten Geschäfts ein­
getragen ist.

§. 100.
Im Laufe eines Rechtsstreits kann das Gericht auch ohne Antrag einer 

Partei die Vorlegung des Tagebuchs anordnen, um es mit der Schlußnote, 
den Auszügen und anderen Beweismitteln zu vergleichen.

§. 101.
Handelsmäkler, die den Vorschriften über die Führung und Aufbe- 

wahmng des Tagebuchs zuwiderhandeln, werden mit Geldstrafe bis zu ein­
tausend Mark bestraft.

§• 102.
Auf Personen, welche die Vermittelung von Waarengeschäften int Klein­

verkehre besorgen, finden die Vorschriften über Schlußnoten und Tagebücher 
keine Anwendung.



Zweites Buch.
Handelsgesellschaften und stille 

Gesellschaft.

Erster Abschnitt.

Offene Handelsgesellschaft.
Erster Titel.

Errichtung der Gesellschaft.
§. 103.

Eine Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb eines Handelsgewerbes 
unter gemeinschaftlicher Firma gerichtet ist, ist eine offene Handelsgesellschaft, 
wenn bei keinem der Gesellschafter die Haftung gegenüber den Gesellschafts­
gläubigern beschränkt ist.

Auf die offene Handelsgesellschaft finden, soweit nicht in diesem Abschnitt 
cm Anderes vorgeschrieben ist, die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über 
die Gesellschaft Anwendung.

§. 104.
Die Gesellschaft ist bei dem Gericht, in dessen Bezirke sie ihren Sitz hat, 

zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.
Die Anmeldung hat zu enthalten:
1. den Namen, Vornamen, Stand und Wohnort jedes Gesellschafters;
2. die Firma der Gesellschaft und den Ort, wo sie ihren Sitz hat;
3. den Zeitpunkt, mit welchem die Gesellschaft begonnen hat.

§. 105.
Wird die Firma einer Gesellschaft geändert oder der Sitz der Gesell­

schaft an einen anderen Ort verlegt oder tritt ein neuer Gesellschafter in die 
Gesellschaft ein, so ist dies ebenfalls zur Eintragung in das Handelsregister 
anzumelden.

§. 106.
Die Anmeldungen sind von sämmtlichen Gesellschaftern zu bewirken.
Die Gesellschafter, welche die Gesellschaft vertreten sollen, haben die 

Firma nebst ihrer Namensunterschrift zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu 
zeichnen.
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Zweiter Titel.

RechtsverhLltrüß der Gesellschafter unter einander.
§. 107.

Das Rechtsverhältniß der Gesellschafter unter einander richtet sich zu­
nächst nach dem Gesellschaftsvertrage; die Vorschriften der §§. 108 bis 120 
finden nur insoweit Anwendung, als nicht durch den Gesellschastsvertrag ein 
Anderes bestimmt ist.

§. 108.

Macht der Gesellschafter in den Gesellschaftsangelegenheiten Aufwendungen, 
die er den Umständen nach für erforderlich halten darf, oder erleidet er un­
mittelbar durch seine Geschäftsführung oder aus Gefahren, die mit ihr un­
trennbar verbunden sind, Verluste, so ist ihm die Gesellschaft zum Ersätze 
verpflichtet.

Aufgewendetes Geld hat die Gesellschaft von der Zeit der Aufwendung 
an zu verzinsen.

§. 109.

Ein Gesellschafter, der seine Geldeinlage nicht zur rechten Zeit einzahlt 
oder eingenommenes Gesellschaftsgeld nicht zur rechten Zeit an die Gesell­
schaftskasse abliefert oder unbefugt Geld aus der Gesellschaftskasse für sich ent­
nimmt, hat Zinsen von dem Tage an zu entrichten, an welchem die Zahlung 
oder die Ablieferung hätte geschehen sollen oder die Herausnahme des Geldes 
erfolgt ist.

Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen.

§. HO.

Ein Gesellschafter darf ohne Einwilligung der anderen Gesellschafter 
weder in dem Handelszweige der Gesellschaft Geschäfte machen noch an einer 
anderen gleichartigen Handelsgesellschaft als persönlich haftender Gesellschafter 
theilnehmen.

Die Einwilligung zur Theilnahme an einer anderen Gesellschaft gilt als 

ertheilt, wenn den übrigen Gesellschaftern bei Eingehung der Gesellschaft 
bekannt ist, daß der Gesellschafter an einer anderen Gesellschaft als persönlich 
haftender Gesellschafter Theil nimmt, und gleichwohl die Aufgabe dieser 
Betheiligung nicht ausdrücklich bedungen wird.

§• Hl-
Verletzt ein Gesellschafter die ihm nach §. 110 obliegende Verpflichtung, 

so kann die Gesellschaft Schadensersatz fordern; sie kann statt dessen von dem 
Gesellschafter verlangen, daß er die für eigene Rechnung gemachten Geschäfte 
als für Rechnung der Gesellschaft eingegangen gelten lasse und die aus
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Geschäften für fremde Rechnung bezogene Vergütung herausgebe oder seinen 
Anspruch auf die Vergütung abtrete.

Ueber die Geltendmachung dieser Ansprüche beschließen die übrigen 
Gesellschafter.

Die Ansprüche verjähren in drei Monaten von dem Zeitpunkt an, in 
welchem die übrigen Gesellschafter von betn Abschlüsse des Geschäfts oder von 
der Theilnahme des Gesellschafters an der anderen Gesellschaft Kenntniß 
erlangen; sie verjähren ohne Rücksicht auf diese Kenntniß in fünf Jahren von 
ihrer Entstehung an.

Das Recht der Gesellschafter, die Auflösung der Gesellschaft zu ver­
langen, wird durch diese Vorschriften nicht berührt.

§• 112.
Zur Führung der Geschäfte der Gesellschaft sind alle Gesellschafter be­

rechtigt und verpflichtet.
Ist im Gesellschaftsvertrage die Geschäftsführung einem Gesellschafter 

oder mehreren Gesellschaftern übertragen, so sind die übrigen Gesellschafter 
von der Geschäftsführung ausgeschlossen.

§. 113.
Steht die Geschäftsführung allen oder mehreren Gesellschaftern zu, so 

ist jeder von ihnen allein zu handeln berechtigt; widerspricht jedoch ein anderer 
geschcftsführender Gesellschafter der Vornahme einer Handlung, so muß diese 
unterbleiben.

Ist im Gesellschaftsvertrage bestimmt, daß die Gesellschafter, denen die 
Geschäftsführung zusteht, nur zusammen handeln können, so bedarf es für 
jedes Geschäft der Zustimmung aller geschäftsführendeir Gesellschafter, es sei 
denn, daß Gefahr im Verzug ist.

§. 114.
Die Befugniß zur Geschäftsführung erstreckt sich auf alle Handlungen, 

die der gewöhnliche Betrieb des Handelsgewerbes der Gesellschaft mit sich 
bringt.

Zur Vornahme von Handlungen, die darüber hinausgehen, ist ein 
Beschluß sämmtlicher Gesellschafter erforderlich.

Zur Bestellung eines Prokuristen bedarf es der Zustimmung aller 
geschöftsführenden Gesellschafter, es sei denn, daß Gefahr im Verzug ist. Der 
SBtberuf der Prokura kann von jedem der zur Ertheilung oder zur Mit­
wirkung bei der Ertheilung befugten Gesellschafter erfolgen.

§. 115,
Die Befugniß zur Geschäftsführung kann einem Gesellschafter auf 

Antrcg der übrigen Gesellschafter durch gerichtliche Entscheidung entzogen
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werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ein solcher Grund ist insbesondere 
grobe Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Geschäfts-

fie"n9' §. 116.

Ein Gesellschafter kann, auch wenn er von der Geschäftsführung aus­
geschlossen ist, sich von den Angelegenheiten der Gesellschaft persönlich unter­
richten, die Handelsbücher und die Papiere der Gesellschaft einsehen und sich 
aus ihnen eine Bilanz anfertigen.

Eine dieses Recht ausschließende oder beschränkende Vereinbarung steht 
der Geltendmachung des Rechtes nicht entgegen, wenn Grund zu der An­
nahme unredlicher Geschäftsführung besteht.

§• 117.
Für die von den Gesellschaftern zu fassenden Beschlüsse bedarf es der 

Zustimmung aller zur Mitwirkung bei der Beschlußfassung berufenen Gesell­
schafter.

Hat nach dem Gesellschaftsvertrage die Mehrheit der Stimmen zu ent­
scheiden, so ist die Mehrheit int Zweifel nach der Zahl der Gesellschafter 
zu berechnen.

§. 118.
Am Schluffe jedes Geschäftsjahrs wird auf Grund der Bilanz der 

Gewinn oder der Verlust des Jahres ermittelt und für jeden Gesellschafter 
sein Antheil daran berechnet.

Der einem Gesellschafter zukommende Gewinn wird dem Kapitalantheile 
des Gesellschafters zugeschrieben; der auf einen Gesellschafter entfallende Verlust 
sowie das während des Geschäftsjahrs auf den Kapitalantheil entnommene 
Geld wird davon abgeschrieben.

§• 119.
Von dem Jahresgewinne gebührt jedem Gesellschafter zunächst ein 

Antheil in Höhe von vier vom Hundert seines Kapitalantheils. Reicht der 
Jahresgewinn hierzu nicht aus, so bestimmen sich die Antheile nach einem ent­
sprechend niedrigeren Satze.

Bei der Berechnung des hiernach einem Gesellschafter zukommenden 
Gewinnantheils werden Leistungen, die der Gesellschafter int Laufe des Geschäfts­
jahrs als Einlage gemacht hat, nach dem Verhältnisse der seit der Leistung 
abgelaufenen Zeit berücksichtigt. Hat der Gesellschafter im Laufe des Geschäfts­
jahrs Geld auf seinen Kapitalantheil entnommen, so werden die entnommenen 
Beträge nach dem Verhältnisse der bis zur Entnahme abgelaufenen Zeit be­
rücksichtigt.

Derjenige Theil des Jahresgewinns, welcher die nach den Abs. 1, 2 zu 
berechnenden Gewinnantheile übersteigt, sowie der Verlust eines Geschäftsjahrs 
wird unter die Gesellschafter nach Köpfen vertheilt.
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§• 120.
Jeder Gesellschafter ist berechtigt, aus der Gesellschastskasse Geld bis 

zum Betrage von vier vom Hundert seines für das letzte Geschäftsjahr fest­
gestellten Kapitalantheils zu seinen Lasten zu erheben und, soweit es nicht zum 
offenbaren Schaden der Gesellschaft gereicht, auch die Auszahlung seines den 
bezeichneten Betrag übersteigenden Antheils am Gewinne des letzten Jahres zu 
verlangen.

Im Uebrigen ist ein Gesellschafter nicht befugt, ohne Einwilligung der 
anderen Gesellschafter seinen Kapitalantheil zu vermindern.

Dritter Titel.

RechtsverMtniß der Gesellschafter zu Dritten.
§• 121.

Die Wirksamkeit der offenen Handelsgesellschaft tritt im Verhältnisse zu 
Dritten mit dem Zeitpunkt ein, in welchem die Gesellschaft in das Handels­
register eingetragen wird.

Beginnt die Gesellschaft ihre Geschäfte schon vor der Eintragung, so tritt 
die Wirksamkeit mit dem Zeitpunkte des Geschäftsbeginns ein, soweit nicht aus 
dem §. 2 sich ein Anderes ergiebt.

Eine Vereinbarung, daß die Gesellschaft erst mit einem späteren Zeit­
punkt ihren Anfang nehmen soll, ist Dritten gegenüber unwirksam.

§. 122.
Die offene Handelsgesellschaft kann unter ihrer Firma Rechte erwerben 

und Verbindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an 
Grundstücken erwerben, vor Gericht klagen und verklagt werden.

Zur Zwangsvollstreckung in das Gesellschaftsvermögen ist ein gegen die 
Gesellschaft gerichteter vollstreckbarer Schuldtitel erforderlich.

§• 123.
Zur Vertretung der Gesellschaft ist jeber] Gesellschafter ermächtigt, wenn 

er nicht durch den Gesellschaftsvertrag von der Vertretung ausgeschlossen ist,
Im Gesellschaftsvertrage kann bestimmt werden, daß alle oder mehrere 

Gesellschafter nur in Gemeinschaft zur Vertretung der Gesellschaft ermächtigt 
sein sollen (Gesammtvertretung). Die zur Gesammtvertretung berechtigten 
Gesellschafter können einzelne von ihnen zur Vornahme bestimmter Geschäfte 
oder bestimmter Arten von Geschäften ermächtigen. Ist der Gesellschaft gegen­
über eine Willenserklärung abzugeben, so genügt die Abgabe gegenüber einem 
der zur Mitwirkung bei der Vertretung befugten Gesellschafter.

Im Gesellschaftsvertrage kann bestimmt werden, daß die Gesellschafter, 
wenn nicht mehrere zusammen handeln, nur in. Gemeinschaft mit einem
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Prokuristen zur Vertretung der Gesellschaft ermächtigt sein sollen. Die Vor­
schriften des Ws. 2 Satz 2, 3 finden in diesem Falle entsprechende Anwendung.

Der Ausschluß eines Gesellschafters von der Vertretung, die Anordnung 
einer Gesammtvertretung oder eine gemäß Abs. 3 Satz 1 getroffene Bestimmung 
sowie jede Aenderung in der Vertretungsmacht eines Gesellschafters ist von 
sämmtlichen Gesellschaftern zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

§. 124.
Die Vertretungsmacht der Gesellschafter erstreckt sich auf alle gerichtlichen 

und außergerichtlichen Geschäfte und Rechtshandlungen einschließlich der Ver­
äußerung und Belastung von Grundstücken sowie der Ertheilung und des 
Widerrufs einer Prokura.

Eine Beschränkung des Umfanges der Vertretungsmacht ist Dritten 
gegenüber unwirksam; dies gilt insbesondere von der Beschränkung, daß sich 
die Vertretung nur auf gewisse Geschäfte oder Arten von Geschäften erstrecken 
oder daß sie nur unter gewissen Umständen oder für eine gewisse Zeit oder 
an einzelnen Orten stattfinden soll.

In Betreff der Beschränkung auf den Betrieb einer von mehreren 
Niederlassungen der Gesellschaft finden die Vorschriften des §. 49 Abs. 3 ent­
sprechende Anwendung.

§• 125.
Die Vertretungsmacht kann einem Gesellschafter auf Antrag der übrigen 

Gesellschafter durch gerichtliche Enffcheidung entzogen werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt; ein solcher Grund ist insbesondere grobe Pflicht­
verletzung oder Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Vertretung der Gesellschaft.

§. 126.
Die Gesellschafter haften für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft den 

Gläubigern als Gesammtschuldner persönlich. Eine entgegenstehende Verein­
barung ist Dritten gegenüber unwirksam.

§• 127.
Wird ein Gesellschafter wegen einer Verbindlichkeit der Gesellschaft in 

Anspruch genommen, so kann er Einwendungen, die nicht in seiner Person 
begründet sind, nur insoweit geltend machen, als sie von der Gesellschaft er­
hoben werden können.

Der Gesellschafter kann die Befriedigung des Gläubigers verweigern, 
solange der Gesellschaft das Recht zusteht, das ihrer Verbindlichkeit zu Grunde 
liegende Rechtsgeschäft anzufechten.

Die gleiche Befugniß hat der Gesellschafter, solange sich der Gläubiger 
durch Aufrechnung gegen eine fällige Forderung der Gesellschaft befriedigen kann.

Aus einem gegen die Gesellschaft gerichteten vollstreckbaren Schuldtitel 
findet die Zwangsvollstreckung gegen die Gesellschafter nicht statt.
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§. 128.
Wer in eine bestehende Gesellschaft eintritt, haftet gleich den anderen 

Gesellschaftern nach Maßgabe der §§. 126, 127 für die vor seinem Eintritte 
begründeten Verbindlichkeiten der Gesellschaft, ohne Unterschied, ob die Firma 
«ine Aenderung erleidet oder nicht.

Eine entgegenstehende Vereinbarung ist Dritten gegenüber unwirksam.

Vierter Titel.

Auflösung der Gesellschaft und Ausscheiden 
von Gesellschaftern.

§. 129.
Die offene Handelsgesellschaft wird aufgelöst:
1. durch den Ablauf der Zeit, für welche sie eingegangen ist;
2. durch Beschluß der Gesellschafter;
3. durch die Eröffnung des Konkurses über das Vermögen der Ge­

sellschaft;
4. durch den Tod eines Gesellschafters, sofern nicht aus dem Gesellschafts­

vertrage sich ein Anderes ergiebt;
5. durch die Eröffnung des Konkurses über das Vermögen eines Ge­

sellschafters;
6. durch Kündigung und durch gerichtliche Entscheidung.

§• 130.
Die Kündigung eines Gesellschafters kann, wenn die Gesellschaft für un­

bestimmte Zeit eingegangen ist, nur für den Schluß eines Geschäftsjahrs erfolgen; 
sie muß mindestens sechs Monate vor diesem Zeitpunkte stattfinden.

§• 131-
Auf Antrag eines Gesellschafters kann die Auflösung der Gesellschaft 

vor dem Ablaufe der für ihre Dauer bestimmten Zeit oder bei einer für un­
bestimmte Zeit eingegangenen Gesellschaft ohne Kündigung durch gerichtliche 
Entscheidung ausgesprochen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.

Ein solcher Grund ist insbesondere vorhanden, wenn ein anderer Gesell­
schafter eine ihm nach dem Gesellschaftsvertrag obliegende wesentliche Ver­
pflichtung vorsätzlich oder aus grober Fahrlässigkeit verletzt oder wenn die 
Erfüllung einer solchen Verpflichtung unmöglich wird.

Eine Vereinbarung, durch welche das Recht des Gesellschafters, die 
Auflösung der Gesellschaft zu verlangen, ausgeschlossen oder diesen Vorschriften 
zuwider beschränkt wird, ist nichtig.

§. 132.
Eine Gesellschaft, die für die Lebenszeit eines Gesellschafters eingegangen 

ist oder nach dem Ablaufe der für ihre Dauer bestimmten Zeit stillschweigend
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fortgesetzt wird, steht im Sinne der Vorschriften der §§. 130, 131 einer für 
unbestimmte Zeit eingegangenen Gesellschaft gleich.

§. 133.
Hat ein Privatgläubiger eines Gesellschafters, nachdem innerhalb der 

letzten sechs Monate eine Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen des 
Gesellschafters ohne Erfolg versucht ist, auf Grund eines nicht bloß vorläufig 
vollstreckbaren Schuldtitels die Pfändung und Ueberweisung des Anspruchs 
auf dasjenige erwirkt, was dem Gesellschafter bei der Auseinandersetzung zu­
kommt, so kann er die Gesellschaft ohne Rücksicht darauf, ob sie für bestimmte 
oder unbestimmte Zeit eingegangen ist, sechs Monate vor dem Ende des 
Geschäftsjahrs für diesen Zeitpunkt kündigen.

§. 134.
Wird die Gesellschaft durch den Tod eines Gesellschafters aufgelöst, so 

hat der Erbe des verstorbenen Gesellschafters den übrigen Gesellschaftern den 
Tod unverzüglich anzuzeigen und bei Gefahr im Verzüge die von seinem 
Erblasser zu besorgenden Geschäfte fortzuführen, bis die übrigen Gesellschafter 
in Gemeinschaft mit ihm anderweit Fürsorge treffen können. Die übrigen 
Gesellschafter sind in gleicher Weise zur einstweiligen Fortführung der von 
ihnen zu besorgenden Geschäfte verpflichtet. Die Gesellschaft gilt insoweit als 
fortbestehend.

Die Vorschriften des Abs. 1 Satz 2, 3 finden auch im Falle der Auf­
lösung der Gesellschaft durch die Eröffnung des Konkurses über das Vermögen 
eines Gesellschafters Anwendung.

§. 135.
Wird die Gesellschaft in anderer Weise als durch Kündigung aufgelöst, 

so gilt die Befugniß eines Gesellschafters zur Geschäftsführung zu seinen 
Gunsten gleichwohl als fortbestehend, bis er von der Auflösung Kenntniß er­
langt oder die Auslösung kennen muß.

§• 136.
Ist im Gesellschaftsvertrage bestimmt, daß, wenn ein Gesellschafter 

kündigt oder stirbt oder wenn der Konkurs über sein Vermögen eröffnet wird, 
die Gesellschaft unter den übrigen Gesellschaftern fortbestehen soll, so scheidet 
mit dem Zeitpunkt, in welchem mangels einer solchen Bestimmung die Gesell­
schaft aufgelöst werden würde, der Gesellschafter, in dessen Person das Er­
eigniß eintritt, aus der Gesellschaft aus.

§■ 137.
Ist im Gesellschaftsvertrage bestimmt, daß im Falle des Todes eines 

Gesellschafters die Gesellschaft mit dessen Erben fortgesetzt werden soll, so kann 
jeder Erbe sein Verbleiben in der Gesellschaft davon abhängig machen, daß ihm
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unter Belassung des bisherigen Gewinnantheils die Stellung eines Kom­
manditisten eingeräumt und der auf ihn fallende Theil der Einlage des Erb­
lassers als feine Kommanditeinlage anerkannt wird.

Nehmen die übrigen Gesellschafter einen dahin gehenden Antrag des 
Erben nicht an, so ist dieser befugt, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
sein Ausscheiden aus der Gesellschaft zu erklären.

Die bezeichneten Rechte können von dem Erben nur innerhalb einer 
Frist von drei Monaten nach dem Zeitpunkt, in welchem er von dem Anfalle 
der Erbschaft Kenntniß erlangt hat, geltend gemacht werden. Auf den Lauf 
der Frist finden die für die Verjährung geltenden Vorschriften des §. 206 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. Ist bei dem Ablaufe 
der drei Monate das Recht zur Ausschlagung der Erbschaft noch nicht ver­
loren, so endigt die Frist nicht vor dem Ablaufe der Ausschlagungsfrist.

Scheidet innerhalb der Frist des Abs. 3 der Erbe aus der Gesellschaft 
aus oder wird innerhalb der Frist die Gesellschaft aufgelöst oder dem Erben die 
Stellung eines Kommanditisten eingeräumt, so haftet er für die bis dahin ent­
standenen Gesellschaftsschulden nur nach Maßgabe der die Haftung des Erben für 
die Nachlaßverbindlichkeiten betreffenden Vorschriften des bürgerlichen Rechtes.

Der Gesellschaftsvertrag kann die Anwendung der Vorschriften der 
Abs. 1 bis 4 nicht ausschließen; es kann jedoch für den Fall, daß der Erbe 
sein Verbleiben in der Gesellschaft von der Einräumung der Stellung eines 
Kommanditisten abhängig macht, sein Gewinnantheil anders als der des Erb­
lassers bestimmt werden.

§• 138.
Tritt in der Person eines Gesellschafters ein Umstand ein, der nach 

§. 131 für die übrigen Gesellschafter das Recht begründet, die Auflösung der 
Gesellschaft zu verlangen, so kann vom Gericht anstatt der Auflösung die Aus­
schließung dieses Gesellschafters aus der Gesellschaft ausgesprochen werden, 
sofern die übrigen Gesellschafter dies beantragen.

Für die Auseinandersetzung zwischen der Gesellschaft und dem aus­
geschlossenen Gesellschafter ist die Vermögenslage der Gesellschaft in dem Zeit­
punkte maßgebend, in welchem die Klage auf Ausschließung erhoben ist.

§• 139.
Macht ein Privatgläubiger eines Gesellschafters von dem ihm nach 

§. 133 zustehenden Rechte Gebrauch, so können die übrigen Gesellschafter auf 
Grund eines von ihnen gefaßten Beschlusses dem Gläubiger erklären, daß die Ge­
sellschaft unter ihnen fortbestehen solle. In diesem Falle scheidet der betreffende 
Gesellschafter mit dem Ende des Geschäftsjahrs aus der Gesellschaft aus.

Diese Vorschriften finden im Falle der Eröffnung des Konkurses über 
bas Vermögen eines Gesellschafters mit der Maßgabe Anwendung, daß die 
Erklärung gegenüber dem Konkursverwalter zu erfolgen hat und daß der

Entw. eines Handelsgesetzbuchs. (ReichStagsvorlage.) 3
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Gemeinschuldner mit dem Zeitpunkte der Eröffnung des Konkurses als aus 
der Gesellschaft ausgeschieden gilt.

8- 140.
Sind nur zwei Gesellschafter vorhanden, so kann, wenn in der Person 

des einen von ihnen die Voraussetzungen vorliegen, unter welchen bei einer 
größeren Zahl von Gesellschaftern seine Ausschließung aus der Gesellschaft zu­
lässig sein würde, der andere Gesellschafter auf seinen Antrag vom Gerichte 
für berechtigt erklärt werden, das Geschäft ohne Liquidation mit Aktiven und 
Passivm zu übernehmen.

Macht bei einer aus zwei Gesellschaftern bestehenden Gesellschaft ein 
Privatgläubiger des einen Gesellschafters von der ihm nach §. 133 zustehenden 
Befugniß Gebrauch oder wird über das Vermögen des einen Gesellschafters 
der Konkurs eröffnet, so ist der andere berechtigt, das Geschäft in der bezeichneten 
Weise zu übernehmen.

Auf die Auseinandersetzung finden die für den Fall des Ausscheidens 
eines Gesellschafters aus der Gesellschaft geltenden Vorschriften entsprechende 
Anwendung.

§. 141.
Die Auflösung der Gesellschaft ist, wenn sie nicht in Folge der Eröffnung 

des Konkurses über das Vermögen der Gesellschaft eintritt, von sämmtlichen 
Gesellschaftern zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

Das Gleiche gilt von dem Ausscheiden eines Gesellschafters aus der 
Gesellschaft.

Ist anzunehmen, daß der Tod eines Gesellschafters die Auflösung oder 
das Ausscheiden zur Folge gehabt hat, so kann, auch ohne daß die Erben bei 
der Anmeldung mitwirken, die Eintragung erfolgen, soweit einer solchen Mit­
wirkung besondere Hindernisse entgegenstehen.

§. 142.
Ist die Gesellschaft durch die Eröffnung des Konkurses über ihr Ver­

mögen aufgelöst, der Konkurs aber nach Abschluß eines Zwangsvergleichs auf­
gehoben oder auf Grund des §. 188 der Konkursordnung eingestellt, so können 
die Gesellschafter die Fortsetzung der Gesellschaft beschließen.

Die Fortsetzung ist von sämmtlichen Gesellschaftern zur Eintragung in 
das Handelsregister anzumelden.

Fünfter Titel.

Liquidation der Gesellschaft.
8- 143.

Nach der Auflösung der Gesellschaft findet die Liquidation statt, sofern 
nicht eine andere Art der Auseinandersetzung von den Gesellschaftern vereinbart 
oder über das Vermögen der Gesellschaft der Konkurs eröffnet ist.



85

Ist die Gesellschaft durch Kündigung des Gläubigers eines Gesellschafters 
oder durch die Eröffnung des Konkurses über das Vermögen eines Ge­
sellschafters aufgelöst, so kann die Liquidation nur mit Zustimmung des 
Gläubigers oder des Konkursverwalters unterbleiben.

§. 144.
Die Liquidation erfolgt, sofern sie nicht durch Beschluß der Gesellschafter 

oder durch den Gesellschaftsvertrag einzelnen Gesellschaftern oder anderen 
Personen übertragen ist, durch sämmtliche Gesellschafter als Liquidatoren. 
Mehrere Erben eines Gesellschafters haben einen gemeinsamen Vertreter zu 
bestellen.

Auf Antrag eines Betheiligten kann aus wichtigen Gründen die Er­
nennung von Liquidatoren durch das Gericht erfolgen, in dessen Bezirke die 
Gesellschaft ihren Sitz hat; das Gericht kann in einem solchen Falle Personen 
zu Liquidatoren ernennen, die nicht zu den Gesellschaftern gehören. Als Be- 
theiligter gilt außer den Gesellschaftern im Falle des §. 133 auch der Gläubiger, 
durch den die Kündigung erfolgt ist.

Ist über das Vermögen eines Gesellschafters der Konkurs eröffnet, 
so tritt der Konkursverwalter an die Stelle des Gesellschafters.

§• 145.
Die Abberufung von Liquidatoren geschieht durch einstimmigen Beschluß 

der nach §. 144 Abs. 2,3 Betheiligten; sie kann auf Antrag eines Betheiligten 
aus wichtigen Gründen auch durch das Gericht erfolgen.

§• 146.
Die Liquidatoren sind von sämmtlichen Gesellschaftern zur Eintragung 

in das Handelsregister anzumelden. Das Gleiche gilt von jeder Aenderung 
in den Personen der Liquidatoren oder in ihrer Vertretungsmacht. Im Falle 
des Todes eines Gesellschafters kann, wenn anzunehmen ist, daß die An­
meldung den Thatsachen entspricht, die Eintragung erfolgen, auch ohne daß 
die Erben bei der Anmeldung mitwirken, soweit einer solchen Mitwirkung be­
sondere Hindernisse entgegenstehen.

Die Eintragung gerichtlich bestellter Liquidatoren sowie die Eintragung 
der gerichtlichen Abberufung von Liquidatoren geschieht von Amtswegen.

Die Liquidatoren haben die Firma nebst ihrer Namensunterschrift zur 
Aufbewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen.

§• 147.
Die Liquidatoren haben die laufenden Geschäfte zu beendigen, die 

Forderungen einzuziehen, das übrige Vermögen in Geld umzusetzen und die 
Gläubiger zu befriedigen; zur Beendigung schwebender Geschäfte können sie 
auch neue Geschäfte eingehen. Die Liquidatoren vertreten innerhalb ihres 
Geschäftskreises die Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich.
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§• 148.
Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, so können sie die zur Liquidation 

gehörenden Handlungen nur in Gemeinschaft vornehmen, sofern nicht bestimmt 
ist, daß sie einzeln handeln können; eine solche Bestimmung ist in das Handels­
register einzutragen.

Durch die Vorschrift des Abs. 1 wird nicht ausgeschlossen, daß die 
Liquidatoren einzelne von ihnen zur Vornahme bestimmter Geschäfte oder be­
stimmter Arten von Geschäften ermächtigen. Ist der Gesellschaft gegenüber 
eine Willenserklärung abzugeben, so findet die Vorschrift des §. 123 Abs. 2 
Satz 3 entsprechende Anwendung.

§. 149.
Eine Beschränkung des Umfanges der Befugnisse der Liquidatoren ist 

Dritten gegenüber unwirksam.
§. 150.

Gegenüber den nach §. 144 Abs. 2,3 Betheiligten haben die Liquidatoren, 
auch wenn sie vom Gerichte bestellt sind, den Anordnungen Folge zu leisten, 
welche die Betheiligten in Betreff der Geschäftsführung einstimmig beschließm.

8- 151.
Die Liquidatoren haben ihre Unterschrift in der Weise abzugeben, daß 

sie der bisherigen, als Liquidationsfirma zu bezeichnenden Firma ihren Namen 
beifügen.

§• 152.
Die Liquidatoren haben bei dem Beginne sowie bei der Beendigung der 

Liquidation eine Bilanz aufzustellen.

§• 153.
Das nach Berichtigung der Schulden verbleibende Vermögen der Gesell­

schaft ist von den Liquidatoren nach dem Verhältnisse der Kapitalantheile, 
wie sie sich auf Grund der Schlußbilanz ergeben, unter die Gesellschafter 
zu vertheilen.

Das während der Liquidation entbehrliche Geld wird vorläufig vertheilt. 
Zur Deckung noch nicht fälliger oder streitiger Verbindlichkeiten sowie zur 
Sicherung der den Gesellschaftern bei der Schlußvertheilung zukommenden 
Beträge ist das Erforderliche zurückzubehalten. Die Vorschriften des §. 120 
Abs. 1 finden während der Liquidation keine Anwendung.

Entsteht über die Vertheilung des Gesellschastsvermögens Streit unter 
den Gesellschaftern, so haben die Liquidatoren die Vertheilung bis zur Ent­
scheidung des Streites auszusetzen.

§. 154.
Bis zur Beendigung der Liquidation kommen in Bezug auf das Rechts­

verhältniß der bisherigen Gesellschafter unter einander sowie der Gesellschaft
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zu Dritten die Vorschriften des zweiten und dritten Titels zur Anwendung, 
soweit sich nicht aus dem gegenwärtigen Titel oder aus dem Wesen der 
Liquidation ein Anderes ergiebt.

§. 155.
Nach der Beendigung der Liquidation ist das Erlöschen der Firma von 

den Liquidatoren zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.
Die Bücher und Papiere der aufgelösten Gesellschaft werden einem der 

Gesellschafter oder einem Dritten in Verwahrung gegeben. Der Gesellschafter 
oder der Dritte wird in Ermangelung einer Verständigung durch das Gericht 
bestimmt, in dessen Bezirke die Gesellschaft ihren Sitz hat.

Die Gesellschafter und Erben behalten das Recht auf Einsicht und Be­
nutzung der Bücher und Papiere.

§. 156.
Vereinbarm die Gesellschafter statt der Liquidation eine andere Art der 

Auseinandersetzung, so finden, solange noch ungetheiltes Gesellschaftsvermögen 
vorhanden ist, im Verhältnisse zu Dritten die für die Liquidation geltenden 
Vorschriften entsprechmde Anwendung.

Sechster Titel.

Verjährung.
§. 157.

Die Ansprüche gegen einen Gesellschafter aus Verbindlichkeiten der Ge­
sellschaft verjähren in fünf Jahren nach der Auflösung der Gesellschaft oder 
nach dem Ausscheiden des Gesellschafters, sofern nicht der Anspruch gegen 
die Gesellschaft einer kürzeren Verjährung unterliegt.

Die Verjährung beginnt mit dem Ende des Tages, an welchem die Auf­
lösung der Gesellschaft oder das Ausscheiden des Gesellschafters in das Handels­
register des für den Sitz der Gesellschaft zuständigen Gerichts eingetragen wird.

Wird der Anspruch des Gläubigers gegen die Gesellschaft erst nach der 
Eintragung fällig, so beginnt die Verjährung mit dem Zeitpunkte der Fälligkeit.

§. 158.
Die Unterbrechung der Verjährung gegenüber der aufgelöstm Gesell­

schaft wirkt auch gegenüber den Gesellschaftern, welche der Gesellschaft zur Zeit 
der Auflösung angehört haben.
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Zweiter Abschnitt.
Kommanditgesellschaft.

§. 159.
Eine Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb eines Handelsgewerbes 

unter gemeinschaftlicher Firma gerichtet ist, ist eine Kommanditgesellschaft, 
wenn bei einem oder bei einigen von den Gesellschaftern die Haftung gegenüber 
den Gesellschaftsgläubigern auf den Betrag einer bestimmten Vermögens­
einlage beschränkt ist (Kommanditisten), während bei dem anderen Theile der 
Gesellschafter eine Beschränkung der Haftung nicht stattfindet (persönlich 
haftende Gesellschafter).

Soweit nicht in diesem Abschnitt ein Anderes vorgeschrieben ist, finden 
auf die Kommanditgesellschaft die für die offene Handelsgesellschaft geltenden 
Vorschriften Anwendung.

§. 160.
Die Anmeldung der Gesellschaft hat außer den im §. 104 Abs. 2 vor­

gesehenen Angaben die Bezeichnung der Kommanditisten und den Betrag der 
Einlage eines jeden von ihnen zu enthalten.

Bei der Bekanntmachung der Eintragung ist nur die Zahl der Kom­
manditisten anzugeben; der Name, der Stand und der Wohnort der Kom­
manditisten sowie der Betrag ihrer Einlagen werden nicht bekannt gemacht.

Diese Vorschriften finden im Falle des Eintritts eines Kommanditisten 
in eine bestehende Handelsgesellschaft und im Falle des Ausscheidens eines 
Kommanditisten aus einer Kommanditgesellschaft entsprechende Anwendung.

§. 161.
Für das Verhältniß der Gesellschafter unter einander gelten in Er­

mangelung abweichender Bestimmungen des Gescllschaftsvertrags die besonderen 
Vorschriften der §§. 162 bis 167.

§• 162.
Die Kommanditisten sind von der Führung der Geschäfte der Gesellschaft 

ausgeschlossen; sie können einer Handlung der persönlich haftenden Gesellschafter 
nicht widersprechen, es sei denn, daß die Handlung über den gewöhnlichen 
Betrieb des Handelsgewerbes der Gesellschaft hinausgeht. Die Vorschriften 
des §. 114 Abs. 3 bleiben unberührt.

§• 163.
Die §§. 110, 111 finden auf die Kommanditisten keine Anwendung.
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§. 164.
Der Kommanditist ist berechtigt, die abschriftliche Mittheilung der jähr­

lichen Bilanz zu verlangen und ihre Richtigkeit unter Einsicht der Bücher und 
Papiere zu prüfen.

Die im §. 116 dem von der Geschäftsführung ausgeschlossenen Gesell­
schafter eingeräumten weiteren Rechte stehen dem Kommanditisten nicht zu.

Auf Antrag eines Kommanditisten kann das Gericht, wenn wichtige 
Gründe vorliegen, die Mittheilung einer Bilanz oder sonstiger Aufklärungen 
sowie die Vorlegung der Bücher und Papiere jederzeit anordnen.

§• 165.
Die Vorschriften des §. 118 über die Berechnung des Gewinns oder 

Verlustes gelten auch für den Kommanditisten.
Jedoch wird der einem Kommanditisten zukommende Gewinn seinem 

Kapitalantheile nur so lange zugeschrieben, als dieser den Betrag der be­
dungenen Einlage nicht erreicht.

An dem Verluste nimmt der Kommanditist nur bis zum Betrage seines 
Kapitalantheils und seiner noch rückständigen Einlage Theil.

§. 166.
Die Antheile der Gesellschafter am Gewinne bestimmen sich, soweit der 

Gewinn den Betrag von vier vom Hundert der Kapitalantheile nicht über­
steigt, nach den Vorschriften des §. 119 Abs. 1, 2.

In Ansehung des Gewinns, welcher diesen Betrag übersteigt, sowie in 
Ansehung des Verlustes gilt, soweit nicht ein Anderes vereinbart ist, ein den 
Umständen nach angemessenes Verhälmiß der Antheile als bedungen.

§. 167.
Der §. 120 findet auf den Kommanditisten keine Anwendung. Dieser 

hat nur Anspruch auf Auszahlung des ihm zukommenden Gewinns; er kann 
auch die Auszahlung des Gewinns-nicht fordern, solange sein Kapitalantheil 
durch Verlust unter den auf die bedungene Einlage geleisteten Betrag herab­
gemindert ist oder durch die Auszahlung unter diesen Betrag herabgemindert 
werden würde.

Der Kommanditist ist nicht verpflichtet, den bezogenen Gewinn wegen 
späterer Verluste zurückzuzahlen.

§. 168.
Der Kommanditist haftet den Gläubigern der Gesellschaft bis zur Höhe 

seiner Einlage unmittelbar; die Haftung ist ausgeschlossen, soweit die Einlage 
geleistet ist.

Ist über das Vermögen der Gesellschaft der Konkurs eröffnet, so wird 
während der Dauer des Verfahrens das den Gesellschaftsgläubigem nach 
Abs. 1 zustehende Recht durch den Konkursverwalter ausgeübt.
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§. 169.
Im Verhältnisse zu den Gläubigem der Gesellschaft wird nach der Ein­

tragung in das Handelsregister die Einlage eines Kommanditisten durch den 
in der Eintragung angegebenen Betrag bestimmt.

Auf eine nicht eingetragene Erhöhung der aus dem Handelsregister er- 
sichtlichm Einlage können sich die Gläubiger nur berufen, wenn die Erhöhung 
in handelsüblicher Weise kundgemacht oder ihnen in anderer Weise von der 
Gesellschaft mitgetheilt worden ist.

Eine Vereinbarung der Gesellschafter, durch die einem Kommanditisten 
die Einlage erlassen oder gestundet wird, ist den Gläubigem gegenüber un­
wirksam.

Soweit die Einlage eines Kommanditisten zurückbezahlt wird, gilt sie 
den Gläubigem gegenüber als nicht geleistet. Das Gleiche gilt, soweit ein 
Kommanditist Gewinnantheile entnimmt, während sein Kapitalantheil durch 
Verlust unter den Betrag der geleisteten Einlage herabgemindert ist, oder so­
weit durch die Entnahme der Kapitalantheil unter den bezeichneten Betrag 
herabgemindert wird.

Was ein Kommanditist auf Grund einer in gutem Glauben errichteten 
Bilanz in gutem Glauben als Gewinn bezieht, ist er in keinem Falle zurück­
zuzahlen verpflichtet.

§. 170.
Wer in eine bestehende Handelsgesellschaft als Kommanditist eintritt, 

haftet nach Maßgabe der §§. 168,169 für die vor seinem Eintritte begründeten 
Verbindlichkeiten der Gesellschaft, ohne Unterschied, ob die Firma eine Aende­
rung erleidet oder nicht.

Eine entgegenstehende Vereinbarung ist Dritten gegenüber unwirksam.

§. 171.
Eine Herabsetzung der Einlage eines Kommanditisten ist, solange sie 

nicht in das Handelsregister des Gerichts, in dessen Bezirke die Gesellschaft 
ihren Sitz hat, eingetragen ist, den Gläubigern gegenüber unwirksam; Gläu­
biger, deren Forderungen zur Zeit der Eintragung begründet waren, brauchen 
die Herabsetzung nicht gegen sich gelten zu lassen.

§. 172.
Die Erhöhung sowie die Herabsetzung einer Einlage ist durch die sämmt­

lichen Gesellschafter zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Die 
Bekanntmachung der Eintragung erfolgt gemäß §. 160 Abs. 2. Auf die 
Eintragung in das Handelsregister des Sitzes der Gesellschaft finden die Vor­
schriften des §. 14 keine Anwendung.
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§• 173.
Hat die Gesellschaft ihre Geschäfte begonnen, bevor sie in das Handels­

register des Gerichts, in dessen Bezirke sie ihren Sitz hat, eingetragen ist, so 
haftet jeder Kommanditist, der betn Geschäftsbeginne zugestimmt hat, für die 
bis zur ^Eintragung begründeten Verbindlichkeiten der Gesellschaft gleich einem 
persönlich haftenden Gesellschafter, es sei denn, daß seine Betheiligung als 
Kommanditist dem Gläubiger bekannt war. Diese Vorschrift kommt nicht zur 
Anwendung, soweit sich aus dem §. 2 ein Anderes ergiebt.

Tritt ein Kommanditist in eine bestehende Handelsgesellschaft ein, so 
findet die Vorschrift des Abs. 1 Satz 1 für die in der Zeit zwischen seinem 
Eintritt und dessen Eintragung in das Handelsregister begründeten Verbind­
lichkeiten der Gesellschaft entsprechende Anwendung.

§• 174.
Der Kommanditist ist zur Vertretung der Gesellschaft nicht ermächtigt.

§• 175.
Der Tod eines Kommanditisten hat die Auflösung der Gesellschaft nicht 

zur Folge.

Dritter Abschnitt.

Aktiengesellschaft.
Erster Titel.

Allgemeine Vorschriften.
§. 176.

Die sämmtlichen Gesellschafter der Aktiengesellschaft sind mit Einlagen 
auf das in Aktien zerlegte Grundkapital der Gesellschaft betheiligt, ohne per­
sönlich für deren Verbindlichkeiten zu haften.

§. 177.
Die Aktien sind untheilbar.
Sie können auf den Inhaber oder auf Namen lauten.
Aktien, die vor der vollen Leistung des Nennbetrags oder, falls der 

Ausgabepreis höher ist, vor der vollen Leistung dieses Betrags ausgegeben 
werden, dürfen nicht auf den Inhaber lauten. Das Gleiche gilt von Antheil­
scheinen, die den Aktionären vor der Ausgabe der Aktien ausgestellt werden 
(JnterimSscheine).
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Werden auf Namen lautende Aktien vor der vollen Leistung der Ein­
zahlungen ausgegeben, so ist der Betrag der geleisteten Einzahlungen in den 
Urkunden anzugeben.

§• 178.
Die Aktien müssen auf einen Betrag von mindestens eintausend Mark 

gestellt werden.
Für ein gemeinnütziges Unternehmen kann im Falle eines besonderen 

örtlichen Bedürfnisses der Bundesrath die Ausgabe von Aktien, die auf Namen 
lauten, zu einem geringeren, jedoch mindestens zweihundert Mark erreichen­
den Betrage zulassen. Die gleiche Genehmigung kann ertheilt werden, wenn 
für ein Unternehmen das Reich, ein Bundesstaat oder ein Kommunalverband 
oder eine sonstige öffentliche Körperschaft auf die Aktien einen bestimmten 
Ertrag bedingungslos und ohne Zeitbeschränkung gewährleistet hat.

Auf Namen lautende Aktien, deren Uebertragung an die Einwilligung 
der Gesellschaft gebunden ist, dürfen auf einen Betrag von weniger als ein­
tausend, jedoch nicht von weniger als zweihundert Mark gestellt werden.

Im Falle des Abs. 2 soll die ertheilte Genehmigung, im Falle des 
Abs. 3 sollen die Beschränkungen, denen nach §. 220 Abs. 4 die Aktionäre 
in Ansehung der Uebertragung ihrer Rechte unterliegen, in den Aktien ersicht­
lich gemacht werden.

Diese Vorschriften gelten auch für Jnterimsscheine.

§. 179.
Zur Unterzeichnung von Aktien und Jnterimsscheinen genügt eine im 

Wege der mechanischen Vervielfältigung hergestellte Namensunterschrift. Die 
Gültigkeit der Unterzeichnung kann durch eine in die Urkunde aufgenommene 
Bestimmung von der Beobachtung einer besonderen Form abhängig gemacht 
werden.

§. 180.
Der Inhalt des Gesellschaftsvertrags (Statut) muß von mindestens fünf 

Personen, welche Aktien übernehmen, in gerichtlicher oder notarieller Ver­
handlung festgestellt werden. In der Verhandlung ist der Betrag der von 
Jedem übernommenen Aktien anzugeben.

Der Gesellschaftsvertrag muß bestimmen:
1. die Firma und den Sitz der Gesellschaft:
2. den Gegenstand des Unternehmens;
3. die Höhe des Grundkapitals und der einzelnen Aktien;
4. die Art der Bestellung und Zusammensetzung des Vorstandes;
5. die Form, in der die Berufung der Generalversammlung der Aktionäre 

geschieht;
6. die Form, in der die von der Gesellschaft ausgehenden Bekannt­

machungen erfolgen.
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Bekanntmachungen, die durch öffentliche Blätter erfolgen sollen, sind in 
den Deutschen Reichsanzeiger einzurücken. Andere Blätter außer diesem be­
stimmt der Gesellschaftsvertrag.

§. 181.
Ist im Gesellschaftsvertrage nichts darüber bestimmt, ob die Aktien auf 

den Inhaber oder auf den Namen lauten sollen, so sind sie auf Namen zu 
stellen.

Im Gesellschaftsvertrage kann bestimmt werden, daß auf Verlangen des 
Aktionärs die Umwandlung seiner auf Namen lautenden Aktie in eine Inhaber­
aktie oder umgekehrt stattzufinden hat.

§. 182.
Für einen geringeren als den Nennbetrag dürfen Aktien nicht ausge­

geben werden.
Die Ausgabe für einen höheren Betrag ist statthaft, wenn sie im Gesell­

schaftsvertrage zugelassen ist.
§. 183.

Im Gesellschaftsvertrage können für einzelne Gattungen von Aktien ver­
schiedene Rechte, insbesondere betreffs der Vertheilung des Gewinns oder des 
Gesellschaftsvermögens, festgesetzt werden.

§. 184.
Jeder zu Gunsten einzelner Aktionäre bedungene besondere Vortheil 

muß im Gesellschaftsvertrag unter Bezeichnung des Berechtigten festgesetzt 
werden.

Werden auf das Grundkapital von Aktionären Einlagen gemacht, die 
nicht durch Baarzahlung zu leisten sind, oder werden vorhandene oder herzu­
stellende Anlagen oder sonstige Vermögensstücke von der zu errichtenden Gesell­
schaft übernommen, so müssen der Gegenstand der Einlage oder der Ueber­
nahme, die Person, von welcher die Gesellschaft den Gegenstand erwirbt, und 
der Betrag der für die Einlage zu gewährenden Aktien oder die für den 
übernommenen Gegenstand zu gewährende Vergütung int Gesellschaftsvertrage 
festgesetzt werden.

Von diesen Festsetzungen gesondert ist der Gesammtaufwand, welcher zu 
Lasten der Gesellschaft an Aktionäre oder Andere als Entschädigung oder 
Belohnung für die Gründung oder deren Vorbereitung gewährt wird, im 
Gesellschaftsvertrage festzusetzen.

Jedes Abkommen über die vorbezcichneten Gegenstände, welches nicht 
die vorgeschriebene Fesffetzung im Gesellschaftsvertrage gefunden hat, ist der 
Gesellschaft gegenüber unwirksam.
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§. 185.
Die Aktionäre, welche das Statut festgestellt haben oder andere als 

durch BaatHahlung zu leistende Einlagen machen, gelten als die Gründer der 
Gesellschaft.

§. 186.
Uebernehmen die Gründer alle Aktien, so gilt mit der Uebemahme der 

Aktien die Gesellschaft als errichtet.
Soweit die Uebemahme nicht schon bei der Feststellung des Statuts er­

folgt, kann sie in einer besonderen gerichtlichen oder notariellen Verhandlung 
unter Angabe der Beträge, welche die einzelnen Gründer noch übemehmen, 
bewirft werden.

§. 187.
Uebemehmen die Gründer nicht alle Aktien, so hat der Errichtung der 

Gesellschaft die Zeichnung der übrigen Aktien vorherzugehen.
Die Zeichnung erfolgt durch schriftliche Erklärung, aus der die Be- 

thclligung nach der Anzahl und, falls verschiedene Aktien ausgegeben werden, 
nach dem Betrag oder der Gattung der Aktim hervorgehen muß.

Die Erklärung (Zeichnungsschein) soll doppelt ausgestellt werden; sie hat 
zu enthalten:

1. den Tag der Feststellung des Statuts, die im §. 180 Abs. 2 und im 
§. 184 vorgesehenen Festsetzungen und, wenn mehrere Gattungen von 
Aktien mit verschiedener Berechtigung ausgegeben werden, den 
Gesammtbetrag einer jeben;

2. den Namen, Stand und Wohnort der Gründer;
3. bett Betrag, für welchen die Ausgabe der Aktie stattfindet, und bett 

Betrag der festgesetzten Einzahlungen;
4. den Zeitpunft, in welchem die Zeichnung unverbindlich wird, sofern 

nicht bis dahin die Errichtung der Gesellschaft beschlossen ist.

Zeichnungsscheine, welche diesen Inhalt nicht vollständig haben oder außer 
dem unter Nr. 4 bezeichneten Vorbehalte Beschränkungen in der Verpflichtung 
des Zeichners enthalten, sind nichtig. Erfolgt ungeachtet eines hiernach nichtigen 
oder wegen verspäteter Errichtung der Gesellschaft unverbindlichen Zeichnungs­
scheins die Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister, so ist der 
Zeichner, wenn er auf Grund einer dem Abs. 2 entsprechenden Erklärung in 
der Generalversammlung, die zur Beschlußfassung über die Errichtung der 
Gesellschaft berufen wird, stimmt oder später als Aktionär Rechte ausübt oder 
Verpflichtungen erfüllt, der Gesellschaft wie aus einem gültigen Zeichnungs­
scheine verpflichtet.

Jede nicht in dem Zeichnungsschein enthaltene Beschränkung ist der 
Gesellschaft gegenüber unwirksam.
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8-188-

Uebernehmen die Gründer alle Aktien, so haben sie gleichzeitig mit der 
Errichtung der Gesellschaft oder in einer besonderen gerichtlichen oder notariellen 
Verhandlung den ersten Aufsichtsrath der Gesellschaft zu bestellen.

Uebernehmen die Gründer nicht alle Aktien, so haben sie nach der 
Zeichnung des Grundkapitals eine Generalversammlung zur Wahl des Auf- 
sichtSraths zu berufen.

Diese Vorschriften finden auch auf die Bestellung des ersten Vorstandes 
Anwendung, sofern nicht nach dem Gesellschaftsvertrage die Bestellung in 
anderer Weise als durch Wahl der Generalversammlung zu geschehen hat.

8- 189.
Die Gründer haben im Falle des §. 184 Abs. 2 in einer schrift­

lichen Erklärung die wesentlichen Umstände darzulegen, von welchen die An­
gemessenheit der für die eingelegten oder übernommenen Gegenstände gewährtm 
Beträge abhängt.

Sie haben hierbei die vorausgegangenen Rechtsgeschäfte, die auf den 
Erwerb durch die Gesellschaft hingezielt haben, ferner die Erwerbs- und Her­
stellungspreise aus den letzten beiden Jahrm und im Falle des Ueberganges 
eines Unternehmens auf die Gesellschaft die Betriebserträgniffe aus den letzten 
beiden Geschäftsjahren anzugeben.

§- 190.
Die Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsraths haben ben Her­

gang der Gründung zu prüfen.
Gehört ein Mitglied des Vorstandes oder des Aufsichtsraths zu den 

Gründern oder hat sich ein Mitglied einen besonderen Vortheil oder für die 
Gründung oder deren Vorbereitung eine Entschädigung oder Belohnung aus­
bedungen oder liegt ein Fall des §. 184 Abs. 2 vor, so hat außerdem eine 
Prüfung durch besondere Revisoren stattzufinden.

Die Revisoren werden durch das für die Vertretung des Handelsstandes 
berufene Organ, in Ermangelung eines solchen durch das Gericht bestellt, in 
dessen Bezirke die Gesellschaft ihren Sitz hat.

§- 191.
Die Prüfung hat sich insbesondere auf die Richtigkeit und Vollständig­

keit der Angaben zu erstrecken, die in Ansehung der Zeichnung und Ein­
zahlung des Grundkapitals sowie in Ansehung der im §. 184 vorgesehenen 
Festsetzungen von den Gründern gemacht sind. Der Inhalt der im §. 189 be­
stimmten Erklärung ist auch in der Richtung zu prüfen, ob bezüglich der An­
gemessenheit der für die eingelegten oder übernommenen Gegenstände gewährten 
Beträge Bedenken obwalten.
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Ueber die Prüfung ist unter Darlegung der im Abs. 1 bezeichneten Um­
stände schriftlich Bericht zu erstatten.

Sind die Revisoren durch das für die Vertretung des Handelsstandes 
berufene Organ bestellt, so haben sie diesem ein Exemplar des Berichts ein­
zureichen. Die Einsicht des eingereichten Berichts ist Jedem gestattet.

§. 192.
Ergeben sich zwischen den im §. 190 Abs. 2, 3 bezeichneten Revisoren 

und. den Gründern Meinungsverschiedenheiten über den Umfang der von den 
Gründern zu gewährenden Aufklärungen und Nachweise, so entscheidet end­
gültig diejenige Stelle, von welcher die Revisoren ernannt sind. Solange 
sich die Gründer weigern, der Entscheidung nachzukommen, unterbleibt die 
Erstattung des Prüfungsberichts.

Die Revisoren haben Anspruch auf Ersatz angemessener baarer Aus­
lagen und auf Vergütung für ihre Thätigkeit. Die Auslagen und die Ver­
gütung werden durch die im Abs. 1 bezeichnete Stelle festgesetzt.

§• 193.
Die Gesellschaft ist bei dem Gericht, in dessen Bezirke sie ihren Sitz 

hat, von sämmtlichen Gründern und Mitgliedern des Vorstandes und des 
Aufsichtsraths zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

Der Anmeldung sind beizufügen:
1. der Gesellschastsvertrag und die im §. 180 Abs. 1 und im §. 186 

Abs. 2 bezeichneten Verhandlungen;
2. im Falle des §. 184 die Verträge, welche den dort bezeichneten Fest­

setzungen zu Grunde liegen oder zu ihrer Ausführung geschlossen 
sind, die im §. 189 vorgesehene Erklärung und eine Berechnung des 
der Gesellschaft zur Last fallenden Gründungsaufwandes, in der die 
Vergütungen nach Art und Höhe und die Empfänger einzeln auf­
zuführen sind;

3. wenn nicht alle Aktien von den Gründern übernommen sind, zum 
Nachweise der Zeichnung des Grundkapitals die Duplikate der 
Zeichnungsscheine und ein von den Gründern unterschriebenes Ver­
zeichniß aller Aktionäre, welches die auf jeden entfallenen Aktien sowie 
die auf bie letzteren geschehenen Einzahlungen angiebt;

4. die Urkunden über die Bestellung des Vorstandes und des Auf­
sichtsraths;

5. die gemäß §. 191 Abs. 2 erstatteten Berichte nebst ihren urkundlichen 
Grundlagen sowie im Falle des §. 191 Abs. 3 die Bescheinigung, 
daß der Prüfungsbericht der Revisoren bei dem zur Vertretung des 
Handelsstandes berufenen Organ eingereicht ist;

6. roenn der Gegenstand des Unternehmens der staatlichen Genehmigung be­
darf, sowie in den Fällen des §. 178 Abs. 2 die Genehmigungsurkunde.
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In der Anmeldung ist die Erklärung abzugeben, daß auf jede Aktie, 
soweit nicht andere als durch Baarzahlung zu leistende Einlagm bedungen 
sind, der eingeforderte Betrag baar eingezahlt und im Besitze des Vorstandes 
ist. Der Betrag, zu welchem die Aktien ausgegeben werden, und der hierauf 
baar eingezahlte Betrag sind anzugeben; dieser muß mindestens ein Viertheil 
des Nennbetrags und im Falle der Ausgabe von Aktien für einen höheren 
als den Nennbetrag auch den Mehrbetrag umfassen. Als Baarzahlung gilt 
die Zahlung in deutschem Gelde, in Reichskassenscheinm sowie in gesetzlich zu­
gelassenen Noten deutscher Banken.

Die Mitglieder des Vorstandes haben ihre Namensunterschrift zur Auf­
bewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen.

Die der Anmeldung beigefügten Schriftstücke werden bei dem Gerichte 
in Urschrift oder in beglaubigter Abschrift aufbewahrt.

§• 194.
Haben die Gründer nicht alle Aktien übernommen, so beruft das im 

§. 193 bezeichnete Gericht eine Generalversammlung der in dem Ver- 
zeichniß aufgeführten Aktionäre zur Beschlußfassung über die Errichtung der 
Gesellschaft.

Die Versammlung findet unter der Leitung des Gerichts statt.
Der Vorstand und der Aufsichtsrath haben sich über die Ergebnisse der 

ihnen in Ansehung der Gründung obliegenden Prüfung auf Grund der im 
§. 191 Abs. 2 bezeichneten Berichte und deren urkundlicher Grundlagen zu 
erklären. Jedes Mitglied des Vorstandes und des Aufsichtsraths kann bis 
zur Beschlußfassung die Unterzeichnung der Anmeldung zurückziehen.

Die der Errichtung der Gesellschaft zustimmende Mehrheit muß mindestens 
ein Viertheil aller in dem Verzeichniß aufgeführten Aktionäre umfassen; der 
Betrag ihrer Antheile muß mindestens ein Viertheil des gesammten Grund­
kapitals darstellen. Auch wenn diese Mehrheit erreicht wird, gilt die Errichtung 
als abgelehnt, sofern hinsichtlich eines Theiles der Aktionäre die Voraussetzungen 
des §. 184 vorliegen und sich die Mehrheit der von anderen Aktionären ab­
gegebenen Stimmen gegen die Errichtung erklärt.

Die Zustimmung aller erschimenen Aktionäre ist erforderlich, wenn die 
im §. 180 Abs. 2 Nr. 1 bis 4, im §. 181, im §. 182 Abs. 2 sowie die im 
§. 183 bezeichneten Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags abgeändert oder 
die im §. 184 vorgesehenen Festsetzungen zu Lasten der Gesellschaft erweitert 
werden sollen. Dasselbe gilt, wenn die Dauer der Gesellschaft über die im 
Gesellschastsvertrage bestimmte Zeit verlängert oder die im Gesellschaftsvertrage 
für Beschlüsse der Generalversammlung vorgesehenen erschwerenden Erfordernisse 
beseitigt roertim sollen.

Die Beschlußfassung ist zu vertagen, wenn es von den Aktionären mit 
einfacher Stimmenmehrheit verlangt wird.
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§. 195.
Soweit nicht in den §§. 188, 194 ein Anderes bestimmt ist, finben auf 

die Berufung und Beschlußfassung der vor der Eintragung der Gesellschaft 
stattfindenden Generalversammlungen die Vorschriften enssprechende Anwendung, 
welche für die Gesellschaft nach der Eintragung maßgebend sind.

§. 196.
Bei der Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister sind die 

Firma und der Sitz der Gesellschaft, der Gegenstand des Unternehmens, die 
Höhe des Grundkapitals, der Tag.der Feststellung des Statuts und die Mit­
glieder des Vorstandes anzugeben.

Enthält der Gesellschastsvertrag besondere Bestimmungen über die Zeit­
dauer der Gesellschaft oder über die Befugniß der Mitglieder des Vorstandes 
oder der Liquidatoren zur Vertretung der Gesellschaft, so sind auch diese 
Bestimmungen einzutragen.

§• 197.
In die Veröffentlichung, durch welche die Eintragung bekannt gemacht 

wird, sind außer dem Inhalte der Eintragung auftunehmen:

1. die sonstigen im §. 180 Abs. 2, 3 und in den §§. 181, 183, 184 
bezeichneten Festsetzungen;

2. der Betrag, zu welchem die Aktien ausgegeben werden;
3. der Name, Stand und Wohnort der Gründer und die Angabe, ob 

sie die sämmtlichen Aktien übernommen haben;
4. der Name, Stand und Wohnort der Mitglieder des ersten Aufsichts­

raths.

Zugleich ist bekannt zu machen, daß von den mit der Anmeldung der 
Gesellschaft eingereichten Schriftstücken, insbesondere von dem Prüfungsberichte 
des Vorstandes, des Aufsichtsraths und der Revisoren, bei dem Gericht Einsicht 
genommen werden kann. Im Falle des §. 191 Abs. 3 ist ferier bekannt zu 
machen, daß von dem Prüfungsberichte der Revisoren auch bei dem zur Ver­
tretung des Handelsstandes berufenen Organ Einsicht genommen werden kann.

§• 198.
Vor der Eintragung in das Handelsregister des Sitzes ier Gesellschaft 

besteht die Aktiengesellschaft als solche nicht. Wird vorher in Namen der 
Gesellschaft gehandelt, so haften die Handelnden persönlich und als Gesammt- 
schuldner.

Die Antheilsrechte können vor der Eintragung der Geselschast in das 
Handelsregister mit Wirksamkeit gegenüber der Gesellschaft nicit übertragen, 
Aktien oder Jnterimsscheine können vorher nicht ausgegeben weben.



49

§. 199.
Die Anmeldung der Gesellschaft zur Eintragung in das Handelsregister 

eines Gerichts, in dessen Bezirke sie eine Zweigniederlassung besitzt, ist durch 
sämmtliche Mitglieder des Vorstandes zu bewirken.

Der Anmeldung ist der Gesellschaftsvertrag in Urschrift oder in be­
glaubigter Abschrift beizufügen; die Vorschriften des §. 193 Abs. 2, 3 finden 
keine Anwendung.

Die Eintragung hat die im §. 196 bezeichneten Angaben zu ent­
halten.

In die Veröffentlichung, durch welche die Eintragung bekannt gemacht 
wird, sind außer dem Inhalte der Eintragung auch die sonstigen im §. 180 
Abs. 2, 3 und in den §§. 181, 183 bezeichneten Festsetzungen aufzunehmen. 
Erfolgt die Eintragung innerhalb der ersten zwei Jahre, nachdem die Gesell­
schaft in das Handelsregister ihres Sitzes eingetragen worden ist, so sind alle 
im §. 197 bezeichneten Angaben zu veröffentlichen; in diesem Falle ist der An­
meldung ein Exemplar der für den Sitz der Gesellschaft ergangenen gerichtlichen 
Bekanntmachung beizufügen.

Befindet sich der Sitz der Gesellschaft im Auslande, so ist das Bestehen 
der Aktiengesellschaft als solcher und, sofern der Gegenstand des Unternehmens 
oder die Zulassung zum Gewerbebetrieb im Jnlande der staatlichen Genehmigung 
bedarf, auch diese mit der Anmeldung nachzuweisen. Die Angaben, deren 
öffentliche Bekanntmachung nach Abs. 4 zu erfolgen hat, sind in die Anmeldung 
aufzunehmen.

§. 200.

Der Gesellschaft sind die Gründer für die Richtigkeit und Vollständigkeit 
der Angaben, welche sie in Ansehung der Zeichnung und Einzahlung des 
Grundkapitals sowie in Ansehung der im §. 184 vorgesehenen Festsetzungen 
zum Zwecke der Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister machen, 
als Gesammtschuldner verhaftet; sie haben, unbeschadet der Verpflichtung zum 
Ersätze des sonst etwa entstehenden Schadens, insbesondere einen an der Zeich­
nung des Grundkapitals fehlenden Betrag zu übernehmen, fehlende Einzahlungen 
zu leisten und eine Vergütung, die nicht unter den zu bezeichnenden Gründungs­
aufwand aufgenommen ist, zu ersetzen. Wird die Gesellschaft von Gründern 
durch Einlagen oder Uebernahmen der im §. 184 bezeichneten Art böslicherweise 
geschädigt, so sind ihr alle Gründer für den Ersatz des entstehenden Schadens 
als Gesammtschuldner verpflichtet.

Von dieser Verbindlichkeit ist ein Gründer befreit, wenn er die Unrichtig­
keit oder Unvollständigkeit der Angabe oder die bösliche Schädigung weder 
kannte noch bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmanns 
kennen mußte.

Entsteht durch Zahlungsunfähigkeit eines Aktionärs der Gesellschaft ein 
Ausfall, so sind ihr die Gründer, welche die Betheiligung des Aktionärs in
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Kenntniß seiner Zahlungsunfähigkeit angenommen haben, als Gesammtschuldner 
zum Ersätze verpflichtet.

Mit den Gründern sind der Gesellschaft zum Schadensersatz als Ge­
sammtschuldner verpflichtet:.

1. wenn eine Vergütung nicht unter den zu bezeichnenden Gründungs­
aufwand aufgenommen ist, der Empfänger, welcher zur Zeit des 
Empfanges wußte oder nach den Umständen annehmen mußte, daß 
die Verheimlichung beabsichtigt oder erfolgt war, und jeder Dritte, 
welcher zur Verheimlichung wissentlich mitgewirkt hat;

2. im Falle einer böslichen Schädigung durch Einlagen oder Ueber­
nahmen jeder Dritte, welcher zu dieser Schädigung wissentlich mit­
gewirkt hat.

§. 201.
Wer vor der Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister oder 

in den ersten zwei Jahren nach der Eintragung eine öffentliche Ankündigung 
der Aktien erläßt, um sie in den Verkehr einzuführen, ist der Gesellschaft im 
Falle der Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit von Angaben, welche die Gründer 
in Ansehung der Zeichnung oder Einzahlung des Grundkapitals oder in An­
sehung der im §. 184 vorgesehenen Festsetzungen zum Zwecke der Eintragung 
der Gesellschaft in das Handelsregister machen, sowie im Falle einer böslichen 
Schädigung der Gesellschaft durch Einlagen oder Uebernahmen für den Ersatz 
des ihr daraus entstehenden Schadens mit den im §. 200 bezeichneten Personen 
als Gesammtschuldner verhaftet, wenn er die Unrichtigkeit oder Unvollständig­
keit der Angaben oder die bösliche Schädigung kannte oder bei Anwendung 
der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmanns kennen mußte.

§. 202.

Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsraths, die bei der ihnen 
durch die §§. 190, 191 auferlegten Prüfung die Sorgfalt eines ordentlichen 
Geschäftsmanns außer Acht lassen, haften der Gesellschaft als Gesammt­
schuldner für den ihr daraus entstehenden Schaden, soweit der Ersatz des 
Schadens von den nach §§. 200, 201 verpflichteten Personen nicht zu er­
langen ist.

§. 203.
Vergleiche oder Verzichtleistungen, welche die der Gesellschaft aus der 

Gründung zustehenden Ansprüche gegen die nach den §§. 200 bis 202 ver­
pflichteten Personen betreffen, sind erst nach dem Ablaufe von drei Jahren 
seit der Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister und nur mit Zu­
stimmung der Generalversammlung zulässig; sie sind unzulässig, soweit in der 
Versammlung eine Minderheit, deren Antheile den fünften Theil des Grund­
kapitals darstellen, Widerspruch erhebt. Die zeitliche Beschränkung findet keine
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Anwendung, sofern sich der Verpflichtete im Falle der Zahlungsunfähigkeit zur 
Abwendung oder Beseitigung des Konkursverfahrens mit seinen Gläubigern 
vergleicht.

§. 204.
Die Ansprüche der Gesellschaft gegen die nach den §§. 200 bis 202 ver­

pflichteten Personen verjähren in fünf Jahren von der Eintragung der Gesell­
schaft in das Handelsregister an.

§. 205.
Verträge der Gesellschaft, nach denen sie vorhandene oder herzustellende 

Anlagen, die dauernd zu ihrem Geschäftsbetriebe bestimmt sind, oder unbeweg­
liche Gegenstände für eine den zehnten Theil des Grundkapitals übersteigende 
Vergütung erwerben soll, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der 
Generalversammlung, falls sie vor dem Ablaufe von zwei Jahren seit der 
Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister geschlossen werden.

Vor der Beschlußfassung hat der Aufsichtsrath den Vertrag zu prüfen 
und über die Ergebnisie seiner Prüfung schriftlich Bericht zu erstatten.

Der Beschluß, durch welchen dem Vertrage die Zustimmung ertheilt 
wird, bedarf einer Mehrheit, die mindestens drei Viertheile des bei der Be­
schlußfassung vertretenen Grundkapitals umfaßt. Wird der Vertrag im ersten 
Jahre nach der Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister geschlossen, 
so müssen außerdem die Antheile der zustimmenden Mehrheit mindestens ein 
Viertheil des gesammten Grundkapitals darstellen.

Nach erfolgter Zustimmung der Generalversammlung hat der Vorstand 
den Vertrag in Urschrift oder in öffentlich beglaubigter Abschrift mit dem Berichte 
des Aufsichtsraths nebst dessen urkundlichen Grundlagen zum Handelsregister 
einzureichen. Zum Handelsregister einer Zweigniederlassung findet die Ein­
reichung nicht statt.

Bildet der Erwerb von Grundstücken den Gegenstand des Unternehmens, 
so finden auf einen solchen Erwerb die Vorschriften der Abs. 1 bis 4 keine 
Anwendung. Das Gleiche gilt für den Erwerb von Grundstücken im Wege 
der Zwangsversteigerung.

§. 206.
Erwirbt die Gesellschaft vor dem Ablaufe der im §. 205 Abs. 1 bezeich­

neten Frist Vermögensgegenstände in Ausführung einer vor ihrer Eintragung 
in das Handelsregister von Gründern getroffenen Vereinbarung, so kommen 
in Betreff der Rechte der Gesellschaft auf Entschädigung und in Betreff der 
ersatzpflichtigen Personen die Vorschriften der §§. 200,203,204 zur Anwendung.

§. 207.
Aktien oder Jnterimsscheine, die auf einen geringeren als den nach 

§* 178 zulässigen Betrag gestellt werden, sind nichtig. Die Ausgeber haften
4*
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den Besitzern für den durch die Ausgabe entstehenden Schaden als Gesammt- 
schuldner.

Das Gleiche gilt im Falle der Ausgabe von Jnterimsscheinen, die auf 
den Inhaber lauten, sowie im Falle der Ausgabe von Aktien oder Jnterims­
scheinen vor der Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister.

Zweiter Titel.

Rechtsverhältniß der Gesellschaft und der Gesellschafter.
§. 208.

Die Aktiengesellschaft als solche hat selbständig ihre Rechte und Pflichten; 
sie kann Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grundstücken erwerben, 
vor Gericht klagen und verklagt werden.

Die Aktiengesellschaft gilt als Handelsgesellschaft, auch wenn der Gegen­
stand des Unternehmens nicht in dem Betrieb eines Handelsgewerbes besteht.

§. 209.
Die Verpflichtung des Aktionärs zur Leistung von Kapitaleinlagen wird 

durch den Nennbetrag der Aktie und, falls der Ausgabepreis höher ist, 
durch diesen begrenzt.

§• 210.
Neben den Kapitaleinlagen kann im Gesellschaftsvertrage den Aktionären 

die Verpflichtung zu wiederkehrenden, nicht in Geld bestehenden Leistungen 
auferlegt werden, sofern die Uebertragung der Antheilsrechte an die Zustimmung 
der Gesellschaft gebunden ist. Die Verpflichtung und der Umfang der Leistungen 
müssen aus den Aktien oder Jnterimsscheinen zu ersehen sein.

Im Gesellschastsvertrage können für den Fall, daß die Verpflichtung 
nicht oder nicht gehörig erfüllt wird, Vertragsstrafen festgesetzt werden.

Im Gesellschastsvertrage kann bestimmt werden, daß die Gesellschaft 
die Zustimmung zur Uebertragung der Antheilsrechte nur aus wichtigen 
Gründen verweigern darf.

§. 211.
Der Aktionär kann seine Einlage nicht zurückfordern; er hat, solange 

die Gesellschaft besteht, nur einen Anspruch auf einen verhältnißmäßigen An­
theil am Reingewinne, soweit dieser nach dem Gesellschaftsvertrage zur Ver- 
theilung unter die Aktionäre bestimmt ist.

§• 212.
Die Antheile am Gewinne bestimmen sich nach dem Verhältnisse der 

Aktienbeträge.
Sind die Einzahlungen nicht auf alle Aktien in demselben Verhältnisse 

geleistet, so erhalten die Aktionäre aus dem vertheilbarm Gewinne vorweg



53

einen Betrag von vier vom Hundert der geleisteten Einzahlungen; reicht der 
Jahresgewinn hierzu nicht aus, so bestimmt sich der Betrag nach einem ent­
sprechend niedrigeren Satze. Einzahlungen, die im Laufe des Geschäftsjahrs 
zu leisten waren, werden nach dem Verhältnisse der Zeit berücksichtigt, welche 
seit dem für die Leistung bestimmten Zeitpunkte verstrichen ist.

Im Gesellschaftsvertrage kann eine andere Art der Gewinnvertheilung 
vorgesehen werden.

§• 213.
Zinsen von bestimmter Höhe dürfen für die Aktionäre weder bedungen 

noch ausbezahlt werden; es darf nur dasjenige unter sie vertheilt werden, 
was sich nach der jährlichen Bilanz als Reingewinn ergiebt.

Für den Zeitraum, welchen die Vorbereitung des Unternehmens bis 
zum Anfange des vollen Betriebs erfordert, können den Aktionären Zinsen 
von bestimmter Höhe bedungen werden; der Gesellschaftsvertrag muß den 
Zeitpunkt bezeichnen, in welchem die Entrichtung von Zinsen spätestens aufhört.

§• 214.
Für wiederkehrende Leistungen, zu denen die Aktionäre nach dem Gesell­

schaftsvertrage neben den Kapitaleinlagen verpflichtet sind, darf eine den Werth 
der Leistungen nicht übersteigende Vergütung ohne Rücksicht darauf bezahlt 
werden, ob die jährliche Bilanz einen Reingewinn ergiebt.

§• 215.
Die Aktionäre haften für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft, soweit 

sie den Vorschriften dieses Gesetzbuchs entgegen Zahlungen von der Gesellschaft 
empfangen haben. Was ein Aktionär in gutem Glauben als Gewinnantheil 
oder als Zinsen bezogen hat, ist er in keinem Falle zurückzuzahlen verpflichtet.

Ist über das Vermögen der Gesellschaft der Konkurs eröffnet, so wird 
während der Dauer des Verfahrens das den Gesellschaftsgläubigern gegen 
die Aktionäre zustehende Recht durch den Konkursverwalter ausgeübt.

Die nach diesen Vorschriften begründeten Ansprüche verjähren in fünf 
Jahren vom Empfange der Zahlung an.

§. 216.
Ein Aktionär, der den auf die Aktie eingeforderten Betrag nicht zur 

rechten Zeit einzahlt, hat Zinsen von dem Tage an zu entrichten, an welchem 
die Zahlung hätte geschehen sollen. Die Geltendmachung eines weiteren 
Schadens ist nicht ausgeschlossen.

Im Gesellschaftsvertrage können für den Fall, daß die Einzahluna nicht 
rechtzeitig erfolgt, Vertragsstrafen festgesetzt werden.

Ist im Gesellschaftsvertrage nicht ein Anderes bestimmt, so hat die Auf­
forderung zur Einzahlung in der Weise zu geschehen, in welcher die Bekannt­
machungen der Gesellschaft nach dem Gesellschaftsvertrag erfolgen.
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§. 217.
Im Falle verzögerter Einzahlung kann an die säumigen Aktionäre eine 

erneute Aufforderung zur Zahlung unter der Androhung ihres Ausschlusses 
mit dem Antheilsrecht erlassen werden.

Die Aufforderung muß dreimal in den im §. 180 Abs. 3 bezeichneten 
Blättern (Gesellschaftsblättern) bekannt gemacht werden; die erste Bekannt­
machung muß mindestens drei Monate, die letzte Bekanntmachung mindestens 
einen Monat vor dem Ablaufe der für die Einzahlung gesetzten Nachfrist er­
folgen. Sind die Antheilsrechte nicht ohne Zustimmung der Gesellschaft über­
tragbar, so genügt an Stelle der öffentlichen Bekanntmachungen der einmalige 
Erlaß besonderer Aufforderungen an die säumigen Aktionäre; in diesen Auf­
forderungen muß eine Nachfrist von mindestens einem Monate gewährt werden.

Zahlt ein Aktionär den auf die Aktie zu leistenden Betrag ungeachtet der 
Aufforderung nicht ein, so ist er seines Antheilsrechts und der geleisteten Einzah­
lungen zu Gunsten der Gesellschaft verlustig zu erklären. Die den Ausschluß be­
wirkende Erklärung erfolgt mittelst Bekanntmachung in den Gesellschaftsblättern.

An Stelle der bisherigen Urkunde ist eine neue auszugeben, die außer 
den ftüher geleisteten Theilzahlungen den eingeforderten Betrag zu umfassen 
hat. Wegen des Ausfalls, den die Gesellschaft an diesem Betrag oder an den 
später eingeforderten Beträgen erleidet, bleibt ihr der ausgeschlossene Aktionär 
verhaftet.

§• 218.
Soweit der ausgeschlossene Aktionär den eingeforderten Betrag nicht 

zahlt, ist dafür der Gesellschaft der letzte und jeder ftühere in dem Aktienbuche 
verzeichnete Rechtsvorgänger verhaftet, ein ftüherer Rechtsvorgänger, soweit 
die Zahlung von dessen Rechtsnachfolger nicht zu erlangen ist. Dies wird 
vermuthet, wenn von dem letzteren die Zahlung nicht bis zum Ablaufe von 
einem Monate geleistet wird, nachdem an ihn die Zahlungsaufforderung und 
an den Rechtsvorgänger die Benachrichtigung von dieser erfolgt ist. Der 
Rechtsvorgänger erhält gegen Zahlung des rückständigen Betrags die neu 
auszugebende Urkunde.

Die Haftpflicht des Rechtsvorgängers ist auf die innerhalb der Frist 
von zwei Jahren auf die Aktien eingeforderten Beträge beschränkt. Die Frist 
beginnt mit dem Tage, an welchem die Uebertragung des Antheilsrechts zum 
Aktienbuche der Gesellschaft angemeldet wird.

Ist die Zahlung des rückständigen Betrags von Rechtsvorgängern nicht 
zu erlangen, so kann die Gesellschaft das Antheilsrecht zum Börsenpreis und 
in Ermangelung eines solchen durch öffentliche Versteigerung verkaufen.

§. 219.
Die Aktionäre und deren Rechtsvorgänger können von den in den 

§§. 209, 218 bezeichneten Leistungen nicht befreit werden. Sie können gegen 
diese Leistungen eine Forderung an die Gesellschaft nicht ausrechnen.


